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56. Situng des Abgeordnetenhauſes vom 19. Februar. 

10 Uhr. Am Miniſtertiſche: Friedenthal und zahlreiche Commiſſarien. 

In dritter Berathung erledigt das Haus den Geſetzentwurf, betreffend 
die Competenzeonflicte zwiſchen den Gerichten und den Ver⸗ 
waltungsbehoͤrden und den Geſetzentwurf, betreffend die gericht: 
lichen Verfolgungen wegen Amtshandlungen, in welchem letzte⸗ 
ren bekanntlich in zweiter Leſung die Aufhebung des Geſetzes von 1854 
beſchloſſen iſt, nach den Beſchlüſſen der zweiten Berathung und tritt in 
Bezug auf die Geſetzentwürfe, betreffend die Abänderung von Be⸗ 
ſtimmungen der Disciplinar⸗Geſetze und betreffend die Errich⸗ 
richtung von Landescultur⸗Rentenbanken den Beſchlüſſen des 
Herrenhauſes bei. 

Im Geſetzentwurf, betreffend die Bildung von Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaften bildete den Hauptdifferenzpunkt zwiſchen dem Miniſter Friedenthal 
und der Majorität des Hauſes bekanntlich der § 57, welcher die Beſtim⸗ 
mung über die Beſtätigung des Statuts der Waſſergenoſſenſchaften enthält. 
Nach der Vorlage follte der Oberpräſident das Beſtätigungsrecht haben. 
Das Abgeordnetenhaus hatte daſſelbe dem Provinzialrath übertragen und, 
im Falle die Genehmigung verſagt würde, die Beſchwerde an den zuſtän⸗ 
digen Miniſter geſtattet. Das Herrenhaus dagegen überträgt die Beſtäti⸗ 
gung bis zur anderweitigen Organiſation der höheren Ber: 
waltungsbebörden dem zuſtändigen Miniſter, entſprechend dem im 
Abgeordnetenhauſe beantragten, aber abgelehnten Amendement von Benda. 

Abg. Dirichlet beantragt die Wiederherſtellung der Beſchlüſſe des 
Abgeordnetenhauſes. : 

Der Mixifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. Frie⸗ 
denthal: Ich bitte den Antrag Dirichlet abzulehnen; die Sachlage iſt 
inſofern gegen die frühere Berathung verändert, als das Haus bei dieſem 
Antrage nicht der Regierungsvorlage ee ſondern einem auch in 
jeiner Mitte eingebrachten Amendement. Der ke, iſt aber auch in 
ſeiner gegenwärtigen Formulirung gänzlich unverſtändlich; es handelt ſich 
bier gar nicht um einzelne Beſchwerdeführer, ſondern um das Statut in 
ſeinen einzelnen Theilen. Mit der Uebertragung der Beſtätigung an den 
Miniſter fell durchaus kein Eingriff in die Selbſtverwaltung gemacht wer⸗ 
den. Die nächſten Seſſionen werden Aufgaben bringen, welche die volle 
Kraft des Hauſes erſchöpfen werden, fo daß es in hohem Grade wünſchens⸗ 
werth iſt, die Geſetze, welche uns gegenwärtig beſchäftigen, zu Stande zu 
bringen. Mit dem vorliegenden ſoll der erſte Schritt zur Entfaltung des 
Landwirthſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens gemacht werden; ich biite daher, 
am Ende der Seſſion, in der ſo Vieles zu Stande gekommen iſt, deſſen 
Werth die Regierung anerkennt, die Landwirthſchaft nicht ſtiefmütterlich zu 
behandeln und das Geſetz nach den Beſchlüſſen des anderen Hauſes anzu⸗ 
nehmen; dem Lande wird dadurch ein großer Dienſt erwieſen werden. 

Abg. Rickert: Ich acceptire mit Genugthuung die Erklärung des 
Miniſters, daß mit der vom Herrenhauſe E Beſtimmung kein 
Eingriff in die Selbſtverwaltung gemacht werden ſoll und bitte auf Grund 
derſelben das Haus, von etwaigen Bedenken abzuſehen und, um dem ge: 
meinnützigen Geſetze den Weg zu ebnen, den Beſchlüſſen des Herrenhauſes 
zuzuſtimmen. 

Abg. Frhr. v. Schorlemer⸗Alſt: Für mich iſt die Erklärung des 
Miniſters entſcheidend, auf welche der Vorredner hingewieſen hat, und die 
Beſtimmung, daß die Minifterialinftanz an die Stelle des Oberpräſidiums 
tritt. Ueberhaupt aber müſſen wir wünſchen, daß das 171 zu Stande 
kommt; u werde deshalb mit meinen Freunden für die Beſchlüſſe des 
Herrenhauſes ſtimmen. 1 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag Dirichlet und Gen. gegen die 
Stimmen der Fortſchrittspartei und die des Abg. Lasker abgelehnt, worauf 
der Antragſteller ſeine anderen Amendements, die ſämmtlich Conſequenzen 
des abgelehnten Antrages zu § 57 ſind, zurückzieht. — Das Geſetz wird 
nach den Beſchlüſſen des Herrenhauſes angenommen. Es folgt die erſte 
und zweite Berathung des Geſetzentwurfs, betr. die Rechtsverhält⸗ 
niſſe der Studirenden und die Disciplin auf den Landes uni⸗ 
perſitäten, der Akademie zu Münſter und dem Lyceum Hoſianum 
in Braunsberg. § 2 beſtimmt: „Die akademiſche Disciplin hat die Auf⸗ 
gabe, Ordnung, Sitte und Ehrenhaftigkeit unter den Studirenden zu 


ahren. 
= erſtreckt ſich auch auf Vereine und Verſammlungen von Studi⸗ 
renden.“ 

Abg. Langerhaus beantragt, über Alinea 2 getrennt abzuſtimmen; 
die disciplinariſche Gewalt auch auf Vereine und Verſammlungen auszu⸗ 
dehnen, gehe zu weit. a 

Dr. Mommſen erklärt ſich für Beibehaltung des 2. Abſatzes. 


Abg. 
Man inne denſelben vielleicht für überflüſſig halten, indeſſen ſei es nicht 


möglich, die Disciplin aufrecht zu erhalten, wenn ſich die Aufmerkſamkeit 
nicht zugleich auf die Vereine und Verſammlungen der Studirenden er⸗ 
ſtrecke; es müſſe darüber gemacht werden, daß die ſtudentiſchen Verbindun⸗ 

en ſich ihren ſpecifiſchen Charakter wahren und vor dem Eindringen nicht⸗ 
ſiudentischer Elemente bewahrt werden. 


Abg. Langerhans: Ich finde im Abſatz 2 eine nicht zu billigende Be⸗ 


vormundung der Studenten, von denen viele doch AI 21. Kelch 
eiheiligung an Adreſſen 


überſchritten haben. Wenn Studenten für ihre 
und Petitionen durch Verweiſe beſtraft werden, fo halte ich das für unzu⸗ 
läſſig und ungerecht. e ; ’ 

Abg. Zelle: Der Abſatz 2 paßt nicht in die übrige Technik des Geſetzes 
und iſt darum unlogiſch; § 6 


belegen, ſondern kann ſich nur an die einzelnen Mitglieder halten. 

eh. Rath Göppert: Fällt der Abſatz 2 fort, ſo wird es nicht an 
Solchen fehlen, die ſagen, daß das akademiſche . 
ſicht des Senats nicht unterliege, er iſt alſo nothwendig. 
und Verſammlungen befonderen Beſtimmungen unterlegen. 
Vereinsweſen eingreifen könnte. 

bg. Zelle: 


halten ſoll. 


Abg. Dr. Gneiſt: Es iſt nothwendig, daß das Geſetz declarirt, daß die 
Aufſicht ſich auch auf das Vereinsleben zu erſtrecken hat; wir haben die 
Erfahrung gemacht, daß in ſtudentiſchen Vereinen die ſocialdemolratiſchen 


Tendenzen propagirt worden ſind. 


N) 
Abg. Dr. Memmf en: Die Univerſität iſt vor Allem auch Erziehungs: 
Anſtalt, die an en welchen die Gymnaſiaſten unterliegen, =” en 
nwendung 


deshalb bis auf einen gewiſſen Grad auch auf die Stu denten 


finden. 
Abg. Dr. Lasker: Ich kann dem Abſatz 2 nicht zuſtimmen, da er 
ein Verbot der Ausübung ihrer politiſchen Rechte für die Studirenden 


‚enthält. 


Abg. Dr. v. Sybel: Die Studenten ſtehen zwar auf einer Mittel« 
Niemand wird be 


ſtufe, find aber doch in gewiſſem Sinne noch Schüler. 


cola 


1 5 andelt von den Disciplinarſtrafen, man 
kann doch aber einen Verein nicht mit Karzer oder dem consilium abeundi 


erbindungsweſen der Auf⸗ 
Auch auf den 
deutſchen Univerſitäten, die bisher keine Univerſitätsgerichtsbarkeit mehr ge: 
kannt haben, in Baiern und Straßburg, haben die e Vereine 

ie ganze 
ſtudentiſche Disciplin würde gelähmt werden, wenn ſie nicht auch in das 


lle: Weder ich noch der Abgeordnete Langerhans wollen die 
in den Vereinen der Studenten etwa vorkommenden Ausſchreitungen ſtraf⸗ 
los machen; wir wollen nur, daß man ſich an die einzelnen Excedenten 


K 
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die Studirenden nicht dafür verantwortlich machen, wenn ſie ſich Vereinen 
anſchließen, welche dieſen Tendenzen buldigen. 

Abg. Löwenſtein: Wenn die von drei hervorragenden Univerſitäts⸗ 
lehrern geäußerte Anſicht in den betreffenden Kreiſen maßgebend ſein ſollte, 
ſo würde uns die Streichung des Abſatzes 2 auch nichts helfen. Indem 
wir die akademiſche Gerichtsbarkeit beſtehen laſſen, erkennen wir an, daß 
die Studirenden nicht in allen Beziehungen mit den anderen Staatsbürgern 
in eine Kategorie zu ſtellen ſind. Die Aufgabe des Senats, Ordnung und 
Ehrenhaftigkeit unter den Studirenden zu wahren, findet auch Anwendung 
auf die Vereine und Verſammlungen. Es handelt ſich nach dem Wortlaut 
des Abſatz 2 nicht um die Theilnahme Studirender an ſocialdemokratiſchen 
Vereinen, die nicht unterſagt werden kann, ſondern um Vereine von Stu⸗ 
direnden, wenn dieſelben unſittliche oder gefährliche Tendenzen verfolgen 
ſollten. Ich hatte anfangs kein Bedenken, dem Abſatz 2 zuzuſtimmen, aber 
ab Gange, welchen die Discuſſion genommen, muß ich bitten, ibn 
abzulehnen. 

Abg. Petri: Ich muß dem Abg. v. Sybel in einem Punkte entgegen⸗ 
treten. Ich erkenne an, daß die Burſchenſchaften in den früheren Jahren 
ſich gewiſſe Ausſchreitungen haben zu Schulden kommen laſſen, aber man 
darf nicht vergeſſen, daß dieſelben gerade in den dunkelſten Zeiten unſeres 
politiſchen Lebens die Idee des deutſchen Vaterlandes groß gezogen und 
verbreitet haben. (Beifall.) 

Abg. Dr. Lasker; Der Abſatz 2 will allgemeine Rechtsbeſtimmungen 
dahin modificiren, daß durch ihn den Studirenden Rechte 1 werden 
ſollen, welche keinem Handwerksburſchen verſagt werden können. Der Senat 
könne ſich nicht das Recht vorbehalten, einen Verein zu geſtatten und den 
anderen zu verbieten. Ich bitte den Abſatz 2 abzulehnen, da ſein anfangs 
klarer Inhalt durch die Debatte getrübt worden iſt. 

Bei der Abſtimmung wird Abſatz 2 abgelehnt. 

Der § 6 zählt die Disciplinaritrafen auf, und enthält als Nr. 7 auch 
den Ausſchluß vom Univerſitätsſtudium. Abg. Hänel hält eine ſolche Be⸗ 
fugniß des Senates als für zu weit gehend, und will dieſelbe nur auf die 
Fälle beſchränken, wo eine rechtskräftige Verurtheilung wegen 
einer ſtrafbaren Handlung vorliegt, wenn dieſe Handlung 
aus einer ehrloſen Geſinnung entſprungen ift; denn dieſe härteſte 
Strafe vernichte eine ganze Lebenslaufhahn, treffe nicht nur denjenigen, der 
ſich vergangen hat, ſondern auch deſſen Angehörigen. Einer unſerer Collegen, 
den man wegen burſchenſchaftlicher Beſtrebungen nicht ausweiſen konnte, 
iſt wegen beharrlichen Unfleißes relegirt worden. f 

Geheimer Rath Göppert weiſt darauf hin, daß das Univerſitäts⸗ 
ſtudium den Durchgang zu den bödften Staatsämtern bilde, daß man 
daher ſchon während des Univerſitätsſtudiums alle anrüchigen Elemente 
a abe müſſe. . : 

bg. Mommſen tritt 755 Anſicht bei und glaubt annehmen zu dür- 
fen, daß der Senat mit dieſer Befugniß einen Mißbrauch nicht treiben 
werde; die im Senate fisenden Männer verdienten doch daſſelbe Vertrauen 
wie die preußiſchen Richter. 

In demſelben § 6 hat das Herrenhaus den Zuſatz gemacht, daß Ge⸗ 
fängnißſtrafen bis zu 2 Wochen auf den Antrag der gerichtlichen Behörden 
im Karzer verbüßt werden lönnen. k 

Abg. Fiebiger ſpricht ſich für dieſen Zuſatz aus, den auch die Abgg. 
Gneiſt, Mommſen und Windthorſt (Meppen) empfehlen, weil man 
die jungen Leute von der Gemeinſchaft mit Vagabunden und Verbrechern, 
wie ſie eine Verbüßung der Strafe im Gefängniß nothwendig zur Folge 
habe, fernhalten müſſe. 5 5 Seren 

Abg. Löwenſte in verweiſt auf die bekannte Thatſache, daß die Univerſi⸗ 
tätskarzer eigentlich keine Gefangniſſe ſeien; [fie ftänden mit der Außenwelt 
in Verbindung, man könnte im Karzer ſeinen Skat ſpielen (Heiterleit); das 
widerſpreche dem Geiſte des Strafrechtes. Zu bedenken ſei ferner, daß die 
Schüler anderer Hochſchulen, z. B. des Polytehnitums damit ſchlechter ge: 
ſtellt würden. Redner bittet deshalb, dieſen Paſſus zu ſtreichen. 

Das Haus hält jedoch dieſen Satz aufrecht und genehmigt den von 
Hänel beantragten Zuſatz in Bezug auf die Relegation. 

Im 8 15 wird der erſte Abſatz, nach welchem ein Studirender von den 
ihm in dieſer Eigenſchaft zuſtehenden Rechten keinen Gebrauch machen f 
ſo lange gegen ihn ein Strafverfahren ſchwebt, in welchem auf den Verluſt 
der . Ehrenrechte erkannt werden kann, geſtrichen. Im Uebrigen 
werden die Beſchlüſſe des Herrenhauſes beſtätigt. 5 

Schluß 1 Uhr. Nächſte Sigung: Donnerstag 10 Uhr. (Univerſitäts⸗ 
gerichtsbarkeit und Petitionen.) 

Herrenhaus. 16. Sitzung vom 19. Februar. 

11 Uhr. Am Miniſtertiſche: Graf Stolberg, Hobrecht, Maybach, Frieden⸗ 
thal, Leonhardt, Falk und mehrere Commiſſarien. a 

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Budgetcommiſ⸗ 
ſion über den Etat pro 1879,80 nebſt den dazu gehörigen Etatsgeſetzen. 

Die Commiſſion beantragt die Genehmigung dieſer Vorlagen in der 
vom Abgeordnetenhauſe beſchloſſenen Faſſung. a 5 

Der Referent Graf v. Zieten⸗Schwerin berichtet, daß in der Com: 
miſſion die Frage aufgeworfen iſt, ob der Etat nicht zu verwerfen ſei, weil 
vom Abgedrdnelenhauſe die Gehälter einzelner Beamten gegen die Erkla⸗ 
rung der Regierung, daß dies nicht nothwendig ſei, einſeitig erhöht ſeien. 
Es ſei ungerecht, einzelnen Beamten, namentlich den Richtern, das Maximal⸗ 
gehalt zu erhöhen, anderen Beamten aber aid z. B. den Staatsanwälten, 
deren Minimalgehalt ſogar vermindert ſei. Indeſſen habe ſich die Majo⸗ 
rität der Commiſſion für die Annahme des Etats entſchieden. \ 

Freiherr v. Tettau: Die Deckung des Defieits im Etat durch eine An⸗ 
leihe ift für die Zukunft zu vermeiden; mit Rückſicht auf die in Ausſicht 
ſtehende dauernde Vermehrung der Einnahmen im Reich dürfte dies auch 
zu hoffen ſein; ſonſt müßte das N gen die künftigen Etats verwerfen. 
Muüſſen außerordentliche Ausgaben durch eine Anleihe gedeckt werden, jo iſt 
es beſſer, ſie in einem beſondern Geſetz, das zugleich die Anleihe enthält, 
zu fordern, wie dies bei den märkiſchen Waſſerſtraßen geſchehen iſt. Die 
vom Abgeordnetenhauſe zum Generalbericht der Budgetcommiſſion gefaßte 
Reſolution IV birgt die Gefahr einer Erhöhung der Steuern durch den 
Etat; wir können ſie daher nicht billigen. Mit der von demſelben Hauſe 
gefaßten Reſolution V erklart der Redner ſich durchweg einverſtanden. 

inanzminiſter Hobrecht: Die allerdings in gewiſſem Maße zu bemän⸗ 
elnde Erhöhung der Gehälter im Juſtizetat durch das andere Haus recht⸗ 
fertigt ſich dadurch, daß es ſich nicht um eine einfache Gehaltserhöhung, 
ſondern um eine Gehaltsbemeſſung in Verbindung mit der ganzen Juſtiz⸗ 
Reorganiſation handelte. Man durfte den Beamten bei den ſchweren Zu⸗ 
muthungen, die dieſer ſchroffe Uebergang ihnen ſtellt, nicht noch äußere 
Beranlaffung zur Unzufriedenheit geben. Die verhältnißmäßig kleinen Cr: 
höhungen der Regierungsvorlage durch das andere Haus waren von der 
Regierung ſelbſt ſchon in Erwägung gezogen und nur mit Nüdjicht auf die 
gegenwärsige Finanzlage und die berechtigten Wünſche von parallelſtehen⸗ 
den Beamten, welche ſich nicht zurückgeſetzt fühlen ſollten, zurückgeſtellt. Wenn 
die ni ng daher den allgemeinen Wünſchen des anderen Hauſes im 
Intereſſe des glatten Uebergangs in die neuen Verhältniſſe nachgab, jo iſt 
dadurch kein F eengfall für einſeitige Gehaltserhöhungen durch den Land⸗ 
tag geſchaffen. Die Re 


ganz den vorſährigen Wünſchen des Herrenhauſes, da das 
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des Finanzminiſters, 95 


ierung wird die anzuerkennenden Forderungen auf 
Gehaltserböhung gewiſer Beamtenklaſſen der allgemeinen Verwaltung in 
Erwägung ziehen. — Die Art, in welcher das Deficit gedeckt ii entſpricht 

D nleihegeſetz 
vom Etat getrennt iſt. Das iſt nicht bedeutungslos, da man auch bei An⸗ 
nahme des Etats mit ſeinem Deficit die Anleihe verwerfen kann, weil an⸗ 
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eitung. 


Donnerstag, den 20. Februar 1879. 
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nahmen aus dem franzöſiſchen Krieg wurde ſodann das Vorharrdenjein der 
Inſolvenz verdeckt. 

Auch int vorjährigen Etat waren noch 33 Millionen derartiger Ein⸗ 
nahmen eingeſtellt, und doch bedurfte es einer Anleihe vonn 21 Millionen, 
um die laufenden Ausgaben zu decken. Die rückläufige Bewegung der 
Einnahmen hat leider noch meht aufgehört. Nach dem Nachweiſe über die 
Einnahmen der letzten 10 Monate ſind die Ueberſchüſſe der Staatsverwal⸗ 
tungen in der Zeit vom 1. April 1878 bis zum 1. Februar 1879 gegen der. 
gleichen Zeitraum des Vorjahres bei 1711 Poſitionen um 11,420,000 M. 
zurückgegangen, bei anderen um 2,866,000 M. geſtiegen, welche Steigerung 
aber eigentlich nicht in Betracht kommt, da 2% Millionen davon aus Ab⸗ 
löſung und Verkauf von Domanialbeſitz herrühren. Bei den directen 
Steuern haben einige Poſten nur ganz unbedeutende Mehrerträge geliefert. 
Dagegen ſind die Einnahmen aus den Domänen und Forſten um 2,436,000 
Mark, die indirecten Steuern, namentlich aus Stempeln, um 635,000 M. 
die Intraden aus den Bergwerken um 2,734,000 M. zurückgegangen. Bei 
den Eiſenbahnen iſt das Reſultat nach nicht genau feſtgeſtellt, doch beträgt 
die Mindereinnahme rund 4½ Mill. Aei dieſer Finanzlage bleibt der 
einzige Ausweg die Schaffung von Mehreinnahmen im Reiche. Dieſe 
wurde im vorigen Jahre vom Reichstage theils deshalb abgelehnt, weil 
das Bedürfniß nicht nachgewieſen, theils weil kein vollſtändiges Programm 
vorgelegt worden war, bauptſächlich aber, weil in den Eimzelſtaaten, 
namentlich in Preußen, eine vollkommen wirkſame Mitwirkung der Landes⸗ 
vertretung bei der Verwendung der zu erzielenden Ueberſchüſſe nicht geſichert 
war. So weit die diesbezüglichen Forderungen dem vorfaſſungsnäßigen 
Rechte der Regierung nicht widerſprechen, wollte die Regierung ſie erfüllen 
und gab deshalb durch die feierliche Erklärung im Abgeordnetenbauſe eine 
Garantie dafür, daß die Ueberſchüſſe in Ermangelung einer anderweitigen 
Verſtändigung zur Erleichterung der Steuerzahler und der Communen ver⸗ 
wendet werden ſollen. ö 

„Die Vorlegung detaillirter Pläne über die Verwendung, bevor die 
Mittel ſelbſt vorhanden ſind, hätte keinen Sinn gehabt. Man konnte ſich 
alſo nur über das Eventuelle verſtändigen und in dieſer Hinſicht ſieht die 
Regierung es als einen erfreulichen Gewinn an, daß das Abgeordneten⸗ 
haus ihre Erklärung ſo acceptirt hat, wie ſie gegeben werden konnte und 

egeben iſt. Gegenüber der Reſolution IV hat die Regierung feine de⸗ 
timmte Stellung zu nehmen, weil fie keine unmittelbar zur Ausführung zu 
bringende Forderung enthält. In ihrer allgemeinen Faſſung kann ſie der 
Regierung in gewiſſem Maße willkommen ſein. Die Krane muß nach 
Art. 109 der Verfaſſung unſtreitig die Einnahmen dauernd haben, welche 
zur nothdürftigen Deckung der unerläßlichen Bedürfniſſe nothwendig ſind. 
Darüber hinaus aber liegt ein in nicht zu weiten Grenzen gehaltenes be⸗ 
wegliches Element der Steuer im Intereſſe der Regierung und des ganzen 
Landes. Eine ſolche Einrichtung regt die Landesvertretung zur Sparſam⸗ 
keit an und erſpart der Regierung die Verlegenheiten und oft bedauerlichen 
Expanſionen der Ausgaben, welche aus Ueberſchüſſen ohne nachgewieſenes 
Bedürfniß der Ausgaben reſultiren. Man hat aber dieſe Frage fälſchlich 
ſtets als eine Machtfrage aufgefaßt. Die Verſuchung hierzu liegt immer 
nahe, denn der Streit über die Machtfrage iſt intereſſanter, als der über 
die Fragen der Technik und der Volkswirthſchaft. Denn es iſt nicht zu 
wünſchen, daß auch bei uns jede Frage in eine Machtfrage umgeſetzt werde, 
und die Parteien ihren Namen von dem Tage hernehmen, an welchem fie 
die Herrſchaft über die anderen erlangt haben, als Männer des 2. De⸗ 
cember u. ſ. w. Die ſachliche Erledigung aller Fragen ſchafft allein die 
Inſtitutionen, unter denen in wahrhaft conſervativem Sinne die verfaſſungs⸗ 
mäßige Freiheit befördert und erhalten wird. In dieſem Sinne möge das 
Herrenhaus dem anderen Hauſe beiſtimmen. (Beifall. 

kv. Knebel⸗Döberitz erkennt als tiefere Motive unſerer traurigen 
Bali daß wir feit 1870 an einem Mangel an Selbſterkenntniß und 

elbjtbeihräntung laboriren, und daß wir 4 einigen Jahren den alten 
Satz unbeachtet gelaſſen haben, daß das Beſte der Feind des Guten iſt- 
Auf dem Gebiet der Juſtizverwaltung ig ſich eine unverhältnißmäßige 
Ueberbürdung namentlich der jüngeren Richter und Staatsanwälte. Die 
Wirkſamkeit der Polizei werde gelähmt durch das über ihr ſchwebende 
Damollesſchwert der gerichtlichen dung de wegen Amtsüberſchreitung 
und Mißbrauch der Amtsgewalt. Durch die Rückkehr zu einem einfachen 
judicium parium würden wir unſere wirthſchaftliche Lage verbeſſern. Das 


Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
welche Sonntag einmal, Montag 


zweimal, an den übrigen Tagen dreimal ekſcheint. 


worden, unter dem ſich Jeder das Seine denkt. In der Communalverwal⸗ 
tung ſei unſere Armenpflege eine Aſſecuranzanſtalt für Arbeitsſcheu und 
Lüderlichkeit. Die . ſteigere ihre Anſprüche in das Unglaub⸗ 
liche. Zu dem Wagniſſe, durch Ablehnung des Etats die t den 
auf ungewiſſe Zeit dam Stillſtand zu bringen, habe er aber nicht den A: 
Jetzt klammere er jih nur an den einzigen Felſen, der, nachdem die Kirche 
unter heftigen Angriffen in Schwanken gerathen, übrig geblieben ſei, an die 
Pietät gegen das angeſtammte Herrſcherhaus, welches den Staat ſicher durch 
die Klippen dieſer ſtürmiſchen Zeit führen werde. Er hoffe auf eine Zeit, 
wo die Illuſion des Rechtsſtaats, welcher Menſchen vorausjehe, die Engel 
ſind, verſchwinden werde, und er bitte zu Gott von dieſer Stelle, daß er dem 
ſchwer kranken Vaterland gnädig und gerecht ſein möge. 

v. Kleiſt⸗Retzow widerſpricht auf das Allerentſchiedenſte der Anſicht 
5 es mit Art. 109 der Verfaſſurg vereinbar ſei, 
wenn man den jetzigen Beſtand der Steuern unangreifbar firire und nur 
die künftige Steigerung der Einnahmen durch Auotiſirung wandelbar 
mache. Damit könne das Abgeordnetenhaus im Einverſtändniß mit der Re⸗ 
gierung auch eventuell die Steuern vermehren und das Herrenhaus könne 
ſich nimmermehr dagegen in eine vollſtändig impotente Lage bringen laſſen. 
Er SR daß in dieſen Fragen eine Einigung zwiſchen beiden Häujerm 
herbeigeführt werde. ö 

In der Specialdiscuſſion ergreift beim Etat der Eiſenbahnverwaltung 
Graf Udo zu Stolberg das Wort, um zu bemerken, daß die jetzige Un⸗ 
rentabilität der Staatsbahnen, ſelbſt wenn man ſie zugeben ſolle, nicht gegen 
das Staatsbahnſyſtem, ſondern gegen das gemiſchte Syſtem, das jetzt 
herrſche, ſpreche. ruf 
klare Programm des Miniſters 2 welches in dieſem Hauſe ſicher 
ſtets Unterſtützung finden werde. Bis die Regelung der Eiſenbahntarije 
von Reichs wegen erfolgt ſei, müſſe ſich Preußen auf dem Verwaltungswege 
helfen. Der Handelsminiſter habe zwar die die inländiſchen Producte ſchä⸗ 
digenden Differentialtarife beſeitigt, aber es ſei den Bahnen gelungen, na= 
mentlich in Bezug auf den Holzverkehr, durch den Ausnahmetarif für den 
galiziſch⸗deutſchen Holzverkehr dies zu umgehen. 

Miniſter Maybach dankt dem Vorredner für die gegebene Anregung 
und verſpricht eine genaue Prüfung der Tarife für den Halzverlehr. Er 


Wort i une dem 1 Je ſei überhaupt in letzter Zeit ein Schlagwort ges 


habe einen Einbeitsſaß für den Holzverkehr in ganz Deutſchland in Aus 
ſicht genommen, durch welche die Begünſtigung des ausländiſchen Holzes 


= bach, begru N 3 Haudelsminiſters mit N 
Freuden und ſpricht die Hoffnung aus, daß ihm die Regelung der Tarife 
im Intereſſe der ſchwer geſchädigten landwirthſchaftlichen yaukrie gelingen N 


gegen das inländiſche aufgehoben werde. 
„Frhr. v. Mirbach begrüßt das Programm des 


werde. Er erklärt, daß er neuen Schutzzöllen nur gegen Compenjation von 
Schutzmaßregeln für landwirthſchaftliche Producte zuſtünmen könne. i 
Graf v. Lehndorff und Theune conſtatiren, daß ſie den von den 
Vorrednern geäußerten Meinungen über Eiſenbahn⸗ und Steuerpolitik in. 
ihrer Allgemeinheit nicht zuſtimmen können. 
Nachdem zu dem Etatsgeſetz v. Seufft⸗Pilſach erklärt hat, daß er 
die Vorlage ablehne, weil bei der Annahme derſelben ſofort die Steuern 
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Er begrüßt mit Freuden das im anderen Hauſe entwickelte 
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haupten, daß die Betheiligung der Burſchenſchaften an den politiſchen Agi⸗ 
tationen der früheren Jahre unſerer politiſchen Entwickelung 1 e⸗ 
bracht habe; ſie hat ihr vielmehr nur zum Nachtheil gereicht. Auf allen 
Univerſitäten hat man die Erfahrung gemacht, daß die Studirenden in 
politiſcher Beziehung nichts als unreifes Zeug zu Tage fördern; im Inter⸗ 
eſſe des Unterrichts wie der Politik iſt hier alſo eine Aufſicht geboten. 

8 es: Dirichlet. Es handelt ſich bier gar nicht darum, nichtgroßjäh⸗ 
rigen Studenten Rechte zu verſchaffen, die fie ſonſt nicht haben. Der Abg. 
Gneiſt hat den Socialismus ins Feld geführt, aber wenn auf gewiſſen 
Univerſitäten — ich will nur auf Leipzig verweiſen — von reiferen Docen⸗ 
ten den Studirenden ſocigliſtiſche Theorien vorgetragen werden, ſo ſoll man 


dere Deckungsmittel zu ſuchen ſind. Es ſind ferner ſolche Ausgaben, 4 
welche nicht durch die beſtehenden Geſetze geboten ſind, wie die für 
die märliſchen Waſſerſtraßen, nicht in den Etat aufgenommen. In den im 
andern Hauſe gefaßten Reſolutionen erblickt die Regierung eine ſehr glück⸗ 
liche Verſtändigung. Das Deficit iſt gerade bei dem gegenwärtig vorge⸗ 
legten Etat ausdrücklich anerkannt. In Wirklichkeit aber haben ſich bald 
nach Conſtituirung des Norddeutſchen Bundes die Einnahmen des Staates 
P den vermehrten Ausgaben im Bunde als unzureichend erwieſen. 

eshalb konnte die Conſolidation der Staatsſchulden im Jahre 1869 nur 
durch Verwendung von Staatscapitalien erreicht werden. Durch die Ein⸗ 


erhöht werden müßten und dadurch bei den heutigen trüben Zeiten der 
Socialdemokratie in die Hände gearbeitet werde, und nachdem ihn v. Kne⸗ 
bel⸗Döberitz erwidert, daß er für die Vorlage ſtimme, getreu dem Grund⸗ 
ſatze: „Glücklich iſt, wer vergißt, was mal nicht zu ändeen iſt“, wird in 
der Abſtimmung der Antag der Budgetcommiſſion angenommen. * 
Es folgt der Bericht der Budgetcommiſſion über den Geſetzentwurf bo⸗ 
trefiend Abänderungen der geſetzlichen Beſtimmungen über die 
Zuſtändigleiten des Fin anzminiſters, des Miniſters für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten und des Miniſters fü 
Handel, Gewerbe und öffentliche Angelegenheiten, — 


Kir 
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Der Referent Graf zur 1 beantragt die unveränderte Annahme 
der Vorlage und weiſt darauf hin, daß das Haus derſelben eigentlich ſchon 
zugeſtimmt habe, indem es den der Vorlage gemäß geſtalteten Etat ſoeben 
angenommen habe. 0 a 
Das Haus beſchließt demgemäß und erklärt die Ueberſicht von den 
Staatseinnahmen und Ausgaben des Jahres vom 1. April 
1877/78 für erledigt, ſpricht ſodann die Entlaſtung der Staats⸗ 
regierung aus in Bezug auf die allgemeine Rechnung über den 
Staatshaushalt des Jahres 1875 und in Bezug auf die Verwal⸗ 
tung der Fonds des ehemaligen Staatsſchatzes für daſſelbe Jahr und er⸗ 
0 der Hauptverwaltung der Staatsſchulden in Bezug auf den dreißigſten 
ericht der Staatsſchulden⸗Commiſſion über Verwaltung des Staats; 
1 in der Zeit vom 1. Januar 1877 bis 31. März 1878 
echarge. 
Schluß 2% Uhr. Nächſte Sitzung: Donnerstag 12 Uhr. (Bahn 
Olpe⸗Rothe⸗Mühle; Petitionen; kleinere Vorlagen.) 


0. 6. . 
5. Sitzung vom 19. Februar. f 

4 1 9 Am Tiſche des Bundesrathes Hofmann, Leonhardt, Fried⸗ 
erg u. A. { g 

Fürſt Hohenlohe⸗Langenburg hat auf die Anzeige der auf ihn gefallenen 
Wahl heute aus Stuttgart telegraphiſch geantwortet: „Bin aus Geſundheits⸗ 
rückſichten genöthigt, die auf mich gefallene Wahl zum zweiten Vicepräſi⸗ 
denten dankend abzulehnen.“ Obwohl die Conſtituirung des Reichstags im 
Augenblick alſo noch nicht perfect iſt, ſo ſteht doch nichts im Wege, daß er 
noch vor vollzogener Neuwahl in ſeine Tagesordnung eintritt, deren erſter 
Gegenſtand der Antrag auf ſtrafrechtliche Verfolgung und Verhaftung der 
Abgg. Fritzſche und Haſſelmann iſt. Der vom Abg. Rickert in Bezug 
auf denſelben eingebrachte, von 85 Mitgliedern der nationalliberalen, der 
Fortſchrittspartei und des Centrums unterſtützte Antrag lautet: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 1) die beantragte Genehmigung zur 

trafrechtlichen Verfolgung und zur Verhaftung der Reichstagsabgeordneten 
ritzſche und Haſſelmann zu verſagen; 2) gleichzeitig zu erklären: daß der 
eichstag mit dem § 28 des Geſetzes vom 21. October 1878 nicht den Sinn 
verbunden hat, daß ein Miglied des Reichstags durch eine polizeiliche Aus⸗ 
weiſung in ſeiner verfafiungsmäßigen Obliegenheit, an den Verhandlungen 
des Reichtags Theil zu nehmen, verhindert werden dürfe. 

Abg. Lasker: Zum erſten Mal ſucht die Regierung die Genehmigung 
dazu nach, die Verhaftung und Verfolgung eines Reichstagsmitgliedes ein⸗ 
treten zu laſſen. In formeller Hinſicht haben wir Präcedenzfälle, wenn 
wegen Beleidigung des Hauſes eine ſtrafrechtliche Verfolgung von einer 
Landesbehörde beantragt, ihr Antrag durch den verantwortlichen Reſſortchef 
des betr. Landes vermittelt und dann bei uns durch den Reichskanzler ein⸗ 

ebracht wird. Wir haben es nun mit den untergeordneten Behörden des 

andes überhaupt nicht zu thun und können nur auf Grund eines An⸗ 
trages beſchließen, den die verantwortliche Vertretung der Regierung an 
uns bringt. Es iſt wichtig, dies feſtzuſtellen, daß wir beute nicht entſcheiden 
über einen Antrag, den der Staatsanwalt in Berlin ſtellt, ſondern über, 
einen Antrag, den die preußiſche Regierung für gut befunden hat, unter 
ihrer Verantwortlichkeit an den Reichskanzler gelangen zu laſſen und der 
Reichskanzler wiederum unter der ſeinigen an dieſes Haus. Hätte der 
preußiſche Juſtizminiſter den Antrag an ſich für verfaſſungswidrig oder dem 
Geſetze nicht entſprechend gehalten, fo hätte er ihn nicht an uns befördert. 
— Was die Sache ſelbſt betrifft, ſo haben wir bei Anträgen aus der Mitte 
des Hauſes auf Einſtellung einer Unterſuchung ſtets den Grundſatz ſtreng 
befolgt, nicht in die richterliche Beurtheilung der Frage einzutreten und uns 


mit der Sache nicht des Weiteren, ſondern nur bis zu der Grenze zu bes | M 


ſchäftigen, welche uns erkennen läßt, ob wir den nothwendigen Ausgleich 
zwiſchen dem Intereſſe des parlamentariſchen Lebens und der Juſtizverwal⸗ 
tung beſſer durch Annahme oder Ablehnung des Antrages fördern. Es iſt 
dies allerdings eine ziemlich delicate Grenzbeſtimmung, aber wir haben uns 
dieſe Reſerve ſelbſt auferlegt und ich werde ſie auch im vorliegenden Fall 
einhalten. Die Polizei war auf Grund des kleinen Belagerungszuſtandes 
in Berlin berechtigt, den Abg. Fritzſche in einer Zeit, in der er Abgeord⸗ 
netenpflichten und Rechte nicht wahrzunehmen hatte, durch eine Verfügung 
aus Berlin auszuweiſen. om iſt dieſer Ausweiſung gefolgt. 

Das Geſetz verlangt zur Begründung derſelben nicht die ſocialdemo⸗ 
kratiſche Agitation, ſondern ein Jeder, der ſich in Berlin aufhält, iſt einer 
ſolchen Ausweiſung unterworfen, ſofern nämlich die Polizei die Ueberzeugung 
gewinnt, daß ſein Aufenthalt die öffentliche Ruhe oder Ordnung gefährden 
würde. An dem Tage, zu welchem Se. Majeſtät der Kaiſer unter Verant⸗ 
wortlichkeit des Reichskanzlers den Huis Reichstag nach Berlin ent⸗ 
boten hat, hat der Abg. Feitzſche ſich als Mitglied des Reichstages nach 
Berlin begeben. Es liegt alſo ein Wille, der Polizeiverfügung oder den 
Strafgeſetzen des Landes zu widerſtreben, nicht vor, es muß vielmehr prä- 
ſumirt werden, daß er das Gebot des Kaiſers für wichtiger gehalten hat, 
als die Verfügung der Berliner Polizei und deshalb dürfen wir die von 
uns geforderte Genehmigung nicht ertheilen. Damit iſt der erſte Theil des 
Rickert'ſchen Antrages motivirt und ich hoffe, daß das geſammte Haus dieſem 
Theile zuſtimmen wird. Hier liegt aber ein außerordentlich wichtiger Fall 
vor. Es iſt nämlich in aller Form die Frage an uns gebracht, ob nach 
Maßgabe der jetzigen Geſetzgebung der Beſtand des Reichstages in ſeiner 
äußeren Zuſammenſetung abhängig ſei von der Verfügung der Berliner 
Behörden. Das iſt der Kern der Frage. Wenn wir nur die Genehmigung 
verſagen und laſſen dabei ein Gemiſch von Motiven für möglich halten, & 
würde in Folge deſſen die Anſicht der Polizei und der Verwaltung nicht 
zurückgewieſen ſein, daß es nicht die Abſicht des deutſchen Reichstages, ja 
wie wir glauben, der Geſetzgebung geweſen ſein kann, ein Geſetz zu erlaſſen, 
welches in ſeinem thatſächlichen Effect dem e von Berlin 
über die Zuſammenſetzung des Reichstages die vollſte Herrſchaft geben würde. 
Unzweifelhaft hat nicht der Staatsanwalt Teſſendorf aus eigener Initiative 
den Antrag auf Verhaftung geſtellt, vielmehr hat ihn die preußiſche Re⸗ 

ierung wenigſtens moraliſch hervorgerufen. Schon durch die Verantwort⸗ 
ichkeit, welche der Miniſter dadurch übernimmt, daß er die Sache hier ver⸗ 
tritt, beweiſt er, daß wir es mit einem Regierungsact zu thun haben. Nur 
hat die Regierung es für klüger gehalten, nicht unmittelbar einzuſchreiten. 
Wollte der Staatsanwalt nach der Strenge des Geſetzes handeln, ſo brauche 
er unſere Genehmigung nicht, denn nach der Verfaſſung iſt die Verhaftung 
auf friſcher That oder innerhalb 24 Stunden geſtattet. (Ruf: auch jpäter!) 

Der Abg. v. Schwarze ſollte bei ſeiner großen juriſtiſchen Autorität 
nicht ſo leicht eine Zwiſchenbemerkung machen, welche durch die Acten 
widerlegt wird. Wir haben es ‚bier überall mit äußeren Einwänden zu 
thun und wenn dieſer äußere Einwand auch bei Fritzſche zuläſſig geweſen 
ſein ſollte, ſo iſt doch actenmäßig feſtgeſtellt, daß Haſſelmanns Ankunft am 
15. d. M. durch die nn mit dem Antrage auf Beſtrafung gemeldet 
wurde; und noch an demſelben Tage hat der Staatsanwalt den preußiſchen 
Juſtizminiſter um die Genehmigung erſucht. Iſt daraus nicht erſichtlich, 
daß die Regierung von ihrer an Befugniß nicht Gebrauch machen, 
ſondern die Gelegenheit zur Entſcheidung in en Haufe bringen wollte? 

ollten wir nun die Sache wie einen kleinen Privathandel abmachen, jo 
könnten wir [die Genehmigung einfach ablehnen und es jedem überlaſſen, 
ſich einen Vers daraus 8 machen. Zur Herbeiführung einer äußerlichen 
Einſtimmigkeit wäre dieſe Methode vollkommen richtig. Das wäre aber 
einer politiſchen Körperſchaft unwürdig, der die Regierung ſelbſt in der Ab⸗ 
cht, einen hg zu extrahiren, ankündigt, daß nach dem vor einigen 
onaten gegebenen 8 55 die Zahl der Abgeordneten jederzeit durch die 
einfache Erwägung der Polizeiverwaltung, daß das eine oder das andere 
Mitglied der Ordnung oder dem Frieden gefährlich ſei, vermindert werden 
könne. Ich frage Sie nun auf Ihr Gewiſſen: wenn Sie bei der Berathung 
jenes Geſetzes das Bewußtſein gebabt hätten, daß Sie damit Ihre Macht 
em Polizeipräſidenten von Berlin Weg ach würden Sie dann ein ſolches 
Geſetz gegeben haben? Ich fordere jeden Redner, der den zweiten Theil unſeres 
Antrages ablehnen will, auf, wenn er den Muth yet — und dieſen Muth 
kann er nur aus feinem Gewiſſen nehmen zu erklären, er habe geglaubt, 
die Mehrheit dieſes Hauſes werde das Soceialiſtengeſetz auch dann annehmen, 
wenn es jenen Sinn hätte. (Unruhe rechts.) 


Wir ſind im Stande, das Gegentheil zu beweiſen, auch wenn der Ein⸗ 
zelne in Bezug auf ſeine Perſon widerſprechen ſollte. Man wendet nun 
ein, daß eine nachträgliche Erklärung des Reichstages über ſeine damaligen 
Abſichten den Richter nicht bindet; dieſer vielmehr ſich an den Wortlaut des 
Geſetzes zu halten hat. Es ift aber durchaus nicht anjere Abſicht, die Recht⸗ 
ſprechung des Reichs durch unſern Beſchluß zu beeinfluſſen; ſonſt müßten 
wir auf Herbeiführung einer geſetzlichen authentiſchen Interpretation hin⸗ 
wirken. Wir wollen nur ausſprechen, daß wir nicht ein Geſetz geben wollten, 
das dieſen unleidigen Zuſtand begründen ſollte, und es wird dann im Laufe 
der ſpäteren Entwickelung ſich ergeben, mit welchen Mitteln die Regierung 
und wir abzuhelfen haben, wenn die Rechtſprechung ſich von unſerer Anſicht 
abwendet; denn daß abgeholfen werden muß, kann keinem begründeten 
Zweifel unterliegen. Für das Socialiſtengeſetz haben 221, gegen daſſelbe 
149 Mitglieder geftimmt; die Majorität betrug alſo 73. Von meinen un 
mittelbaren politiſchen Freunden haben 101 für das Geſetz geſtimmt und 


von dieſen kann ich erklären, daß Keiner daran gedacht bat, daß das Socia⸗ 
liſtengeſetz auf ein Reichstagsmitglied angewendet werden könne, um daſſelbe 
von der Erfüllung ſeiner verfaſſungsmäßigen Obliegenheiten abzuhalten. 
Weder iſt in der Commiſſion dieſe Frage discutirt worden, noch hat bie 
Regierung das Verlangen nach einer ſo weit gehenden Vollmacht aus⸗ 
geſprochen; erſt in 9 Hauſe hat ein Mitglied eine ſolche Vermuthung 
aufgeſtellt. Dieſes Mitglied hielt es für möglich, daß man die Interpreta⸗ 
tion aufſtellen werde, dieſer ſpecielle Fall derogire die allgemeinen ver⸗ 
faſſungsmäßigen Beſtimmungen. Das Haus hielt offenbar dieſe Ausfüh⸗ 
rungen für eitel Schwarzſeherei, denn es fand für gut, unmittelbar nach 
denſelben die Debatte zu ſchließen. Das mag eine Warnung für die Zu⸗ 
kunft fein, daß man gegenüber der Praxis in den einzelnen Bundesſtaaten 
nichts für unmöglich und undenkbar halten ſolle. (Heiterkeit.) Aber es kann 
wohl im Ernſte kaum e werden, daß dies ein Material ſein 
ſollte, um dadurch den Willen des Reichstages zu interpretiren. 

„Das Schweigen des Referenten v. Schwarze weiß ich nicht zu erklären, 
ich kann nur annehmen, daß er geglaubt hat, als Vertreter der Commiſſion 
nicht ſprechen zu können. Wir haben bis jetzt beſchloſſen, daß ſolche Geſetze, 
welche die Verfaſſung abändern, als ſolche nicht in einer beſtimmten Form 
brauchen kund a zu werden. Wir werden in Zukunft vielleicht eine 
ausdrückliche Klauſel für ſolche Geſetze einführen müſſen. Es iſt allerdings 
möglich, daß uns größere politiſche Rückſichten zwingen, davon Abſtand zu 
nehmen, es liegt aber mehr Grund zur Vorſicht vor, als ich urſprünglich 
gedacht habe. Indeſſen auch ohne eine ſolche Klauſel wird man, ſo lange 
nicht der Wortlaut des Geſetzes das Gegentheil ſagt, annehmen müſſen, es 
ſei nicht die Abſicht geweſen, die Verfaſſung zu ändern. Hätte das Geſetz 
vorgeſchrieben, daß Perſonen beſtimmter Art aus einem beſtimmten Orte 
ausgewieſen werden müſſen, ſo hätte man vielleicht eine bewußte Abänderung 
der Verfaſſung für den eintretenden Fall annehmen können. Es iſt aber 
nur der Landesverwaltung eine Befugniß eingeräumt worden. Die auf 
Grund derſelben getroffene Anordnung eines Ortsbeamten wird doch wohl 
durch die Majeſtät des kaiſerlichen Befehls und für die Dauer deſſelben 
außer Kraft geſetzt. Als die Verfaſſung dem Kaiſer das Recht beilegte, den 
Reichstag einzuberufen, hat ſie damit eine Summe von Verwaltungsrechten 
aus den 1 Staaten dem Kaiſer delegirt. Der Kaiſer hat von vieſer 
delegirten Macht in der Verordnung vom 23. Januar 1879 Gebrauch ge: 
macht, indem er den Reichstag auf den 12. Februar d. J. nach Berlin 
berief. Dieſer Befehl iſt nicht an ein Abſtractum ergangen, ſondern an die⸗ 
jenigen Perſonen, welche den Reichstag darſtellen. In früherer Zeit wurde 
dieſe Zuſchriſt jedem einzelnen Abgeordneten zugeſchickt, ſo iſt es im Aus⸗ 
lande und in Ries ſtändiſchen Körperſchaften noch heute Sitte, auch zu 
dem außerordentlichen norddeutſchen Reichstage vor Ausbruch des Krieges. 

Die Publication im Reichsanzeiger iſt nur eine Abkürzung des bis⸗ 
herigen Verfahrens, die Verordnung gilt auch jetzt für jedes einzelne Mit⸗ 
glied. Mit dieſer kaiſerlichen. Ordre erſcheint auch der Abg. Fritzſche, und 
der Polizeipräſident von Berlin tritt ihm mit der Erklärung entgegen: i 
verbiete den Eintritt. Haben wir wohl annehmen können, daß ein ſolches 
öffentliches Recht im Lande ſollte geſchaffen werden, ohne daß wir das aus⸗ 
drücklich beſtimmt hätten? Hatte es nicht die verantwortliche en 
Regierung in der Hand, wenn ſie 16 9 daß ein Conflict zwiſchen Be⸗ 
fugniſſen und Rechten in Frage ſei, demſelben durch eine Anweiſung an 
den Polizeipräſidenten ein Ende zu machen, wonach die Ausweiſung während 
der Reichstagsſeſſion unwirkſam ſein ſoll. Es iſt alſo nicht ein Act der 
Juſtizpflege auf Grund der beſtehenden Geſetze, ſondern ein ganz frei⸗ 
williger Act. Wenn der Staatsanwalt von Berlin dem Abg. Frißſche vor⸗ 
wirft, daß er ſich fortgeſetzt auflehne gegen die Ausweiſungsordre, ſo werfe 
ich der Polizeiverwaltung vor, daß fie durch Aufrechterhaltung des Verbots 
ſich fortgeſetzt auflebnt gegen die Einberufungsordre des Kaiſers. (Beifall.) 
an lſagt, die lex specialis müſſe auch hier die Verfaſſung derogiren. 
Wenn nun der Polizeipräſident von Madai es im Intereſſe der öffentlichen 
Ordnung auch nothwendig halten würde, ein Mitglied des Bundesrathes 
auszuweiſen. (Heiterkeit.) Lachen Sie nicht über Unmögliches. (Heiterkeit.) 
Dann wird dieſes Bundesrathsmitglied ſich auf den Verfaſſungsartikel be 
rufen, worin ihm der Kaiſer diplomatiſchen Schutz verſpricht. Darauf wird 
Madai ſagen: der Kaiſer verſpricht, ich aber verbiete es. (fHeiterkeit.) Es 
iſt genau derſelbe Fall; ich kann mir ja denken, daß die Berliner Polizei 
die Anweſenheit Fritzſche s für ſo gefährlich hält, daß die Ruhe und öffent⸗ 
liche Ordnung nicht mehr aufrecht erhalten werden kann (Heiterkeit) und 
daß ſie deswegen von der Verwaltung und von uns verlangt, um Gottes 
Willen nur Alles zu thun, um den Beſtand des Staates zu ſichern, der 
doch über jede Verfaſſung gehe. Der Abg. Fritzſche führe jetzt Krieg gegen 
das Deutſche Reich und in Kriegszeiten müſſe es anders ſein, als im 
Frieden. Ja, dann mußte der Conflict aber ſo gelöſt werden, daß der 

eichstag aus Berlin verlegt wurde. (Heiterkeit) Aber die preußiſche Ver⸗ 
waltung erklärte ſelbſt durch ihr Verhalten, daß es ihr mehr um die äußere 
Conſequenz als um das Innere der Sache zu thun iſt. Außer Fritzſche 
ſind noch mehrere Abgeordnete erſchienen, denen ich wohl nicht zu nahe 
trete, wenn ich ſie in Bezug auf die öffentliche Ordnung für eben ſo ge⸗ 
fährlich erkläre wie Fritzſche, nur haben ſie das Glück, nicht Einwohner von 
Berlin zu ſein und deswegen dürfen ſie nach Berlin kommen. 

Das heißt nicht den Satz befolgen: fiat justitia, pereat mundus; ſon⸗ 
das Polizeireglement aufrecht erhalten, wenn auch der geſunde Menſchen⸗ 
verſtand zu Grunde geht. (Sehr gut!) Der Richter und der Staatsanwalt 
ſollen ſich aber in Zukunft wenigſtens nicht auf uns berufen dürfen, wenn 
ſie derartiges aus dem Wortlaute des Geſetzes herausleſen. Wir wollen 
nicht in die Sphäre der eigentlichen Juſtizpflege eingreifen. So lange der 
Staatsanwalt die Sache in der Hand hat, kann die Verwaltung, felbit die 
Frage in Betracht ziehen, ob ſie Verfolgung eintreten laſſen will. Sollte 
aber das Urtheil des Richters gegen unſere Anſicht ausfallen, ſo werden 
wir und die Regierung durch unſern Beſchluß moraliſch verpflichtet, dieſem 
für Beide unleidlichen Zuſtande ein Ende zu . de ſei es dadurch, daß 
die Verwaltung ſich enthält, neue intereſſante Präcedenzfälle zu ſchaffen, 
wie es jetzt durch den Antrag auf Verhaftung und Aufrechterhaltung der 
Ausweifungserdre gegen die beiden Abgeordneten geſchieht; ſei es mit⸗ 
telſt der Geſetzgebung, zu welcher die Regierung vielleicht ſelbſt die Initiative 
ergreift. Es wird wohl auf allen Seiten des Hauſes als eine trübfelige 
Angelegenheit betrachtet, daß ein Streit zwiſchen den öffentlichen Gewalten, 
dem einberufenden Kaiſer und dem verbietenden Polizeipräſidenten von 
Berlin eintritt. (Oho! rechts. Ja! links. Zuruf: Leider zu wahr!) 
glaube, in dieſem Falle treten wir (links) mehr ſchützend vor die höhere 
Maſeſtät, als Sie drüben. (Oho! rechts. Ja! links.) Ich wollte nur dieſe 
trübfelige Angelegenheit mit möglichſter Objectipität, ohne alle Schärfe und 
Bitterkeit behandeln. Ich bitte das Haus die Sache ebenſo zu erledigen 
und die Genehmigung zur Verhaftung, wie ich nicht zweifle, einſtimmig zu 
verſagen. Einzelne mögen ſich des Zeugniſſes über das, was der Reichstag 
bei Annahme des Socialiſtengeſetzes gedacht hat, enthalten — diejenigen 
aber, welche Zeugniß ablegen wollen, mögen dies mit dem zweiten Theile 
unſeres Auge thun, und es der Regierung überlaſſen, einen Zuſammen⸗ 
ſtoß zwiſchen Recht und Pflicht, wenigſtens in der eigenen Anſchauung, zu 
beſeitigen, damit den ſchwierigen Arbeiten, die dem Reichstage bevorſtehen, 
nicht mehr Hinderniſſe entgegengeworfen werden, als leider die geſammte 
politiſche Lage ihnen ſchon entgegenſtellt. (Beifall links.) 

Bevollmächtigter zum Bundesrath Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Meine 
Herren, geſtatten Sie mir, daß ich mich über dieſe e in aller 
Kürze und in beſchränkter Richtung ausſpreche. Die Rechtsfrage, welche 
von dem Herrn 15 Lasker erörtert worden iſt, berühre ich nicht, dieſe 
Rechtsfrage kommt hier gar nicht in Betracht, über fie haben die Gerichte 
zu entſcheiden und nur die Gerichte. Ich ſpreche mich auch gar nicht über 
die Bedeutung und Wirkſamkeit der Weſlunen aus; was ich in dieſer Be⸗ 
ziehung bemerken könnte, kann Jedermann ſich ſagen. Ich beichränte mich 
nur auf das Folgende: Der Staatsanwalt des königl. Stadtgerichts in 
Berlin hat, um einer verfaſſungsmäßigen Vorſchrift zu genügen, an den 
Reichstag den Antrag geſtellt, derſelbe wolle genehmigen, daß gegen zwei 
Mitgli eder des Reichstages eine ſtrafrechtliche Verfolgung eintrete. Wenn 
der Staatsanwalt daneben noch eventuell die Genehmigung zur Verhaftung 
beantragt hat, fo hat er meiner Anſicht nach darin etwas Unnoͤthiges ge: 
than. Denn ich nehme an, daß in der Genehmigung des ſtrafrechtlichen 
Verfahrens jede einzelne ſtrafrechtliche Procedur einbegriffen iſt, in Sonder⸗ 
beit die Verhaftung. Wenn im Artikel 31 der 19 5 ung neben der Ge⸗ 
nehmigung zur Einleitung eines Strafverfahrens auch von der Genehmigung 
der Verhaftung geſprochen wird, fo hat dieſe Vorſchrift ihre gute Bedeutung 
für den Fall, daß die ſtrafrechtliche Verfolgung, die Unterſuchung eingeleitet 
iſt vor Beginn der Sitzungen des Reichstages, im Laufe derſelben aber eine 
Verhaftung folgen ſoll. Ich nehme aber an, daß hierin der Staatsanwalt, 
wenn er ſo procedirt hat, einen Beweis von Vorſicht und Loyalität gegeben 
dan Der Antrag des Staatsanwalts bezweckt gar nicht die Gewährung 

eſonderer Saen ſei es für die Staatsanwaltſchaft, ſei es für das 
Gericht. Er zielt lediglich und allein dahin ab, die Möglichkeit zu eröffnen, 
egen die beiden Herren Abgeordneten N 
ache zur richterlichen Cognition, den Spruch der Gerichte herbeizuführen. 
Wenn Sie Ihre Genehmigung ertheilen zur Einleitung der Unterſuchung, 
fo folgt daraus für die Durchführung des weiteren Verfahrens gar nichts 
und wenn Sie die Genehmigung zur Verhaftung ertheilen, ſo folgt daraus 


u procediren, die Möglichkeit, die 


ch immer iſt man davon ausgegangen, daß der 


gar a 0 die beiden Herren verhaftet werden ſollen. (Lachen links und 
m Centrum. a 
Meine Herren, iſt Ihnen das zweifelhaft, vergleichen Sie mit meinen 
Worten, die ich jetzt ausſpreche, doch den Inhalt der Anträge des Staats⸗ 
Anwalts. Alſo es folgt daraus nur die Möglichkeit, daß der Staats⸗ 
Anwalt die Verhaftung bei den Gerichten unter beſtimmten Vorausſetzungen 
beantragen kann. Für dieſe Vorausſetzungen iſt nichts gegeben und es 
ſteht durchaus bei dem Gerichte, den Antrag abzulehnen oder zu genehmigen. 
Ueber den vorliegenden Antrag der Staatsanwaltſchaft beſchließen Sie voll: 
kommen frei, beſchließen Sie ſogar ſouverän; es wird Ihnen alſo gar nichts 
angeſonnen, was bedenklich erſcheinen könnte. Es würde ganz unrichtig 
ſein, wenn man annähme, daß die Behörden, der preußiſche Juſtizminiſter 
und der Reichskanzler durch ihre Mitwirkung bei dieſer Gelegenheit den 
Antrag zu dem ihrigen gemacht, daß ſie ihn auch nur im allerentfernteſten 
unterſtützt hätten. Die Thätigkeit dieſer beiden Behörden iſt eine rein ge⸗ 
ſchäftliche, rein vermittelnde, ſachlich vollſtändig neutrale geweſen, und 
mußte es ſein. Der Staatsanwalt iſt das berufene ſtaatliche Organ für 
die Rechtsverfolgung in Strafſachen. Wenn der Staatsanwalt nach ſorg⸗ 
fältiger Prüfung glaubt, daß ein Fall ſtrafrechtlich zu verfolgen ſei, ſo iſt 
es ſein Recht und zugleich ſeine dienſtliche Pflicht dies zu thun; und wenn 
er ſich darin durch eine verfaſſungsmäßige Vorſchrift gehindert ſieht, dieſe 
Vorſchrift ihm aber zugleich den 1 0 weiſt, auf welchem ſeine Intentionen 
erfüllt werden können, 15 iſt es ſein Recht und ſeine dienſtliche Pflicht, dieſen 
Weg zu gehen. Der $ 31 der Verfaſſung giebt den Reichstagsabgeordneten 
ein wichtiges Privilegium, aber daneben giebt er auch den Behörden die 
Befugniß, den Reichstag um Ausnahmen von dieſen Privilegien anzugehen; 
der Staatsanwalt handelte alſo durchaus recht⸗ und verfaſſungsmäßig, 
wenn er dieſen Weg einſchlug. Zu dieſem Zwecke mußte er ſich an den 
Juſtizminiſter, und dieſer an den Reichskanzler wenden. Beide können dieſe 
Vermittelung nur unter beſonderen Vorausſetzungen verſagen (Hort), wie 
vielleicht, wenn eine Verfaſſungswidrigkeit vorliegt (Hört! hört!), und auch 
dies will ich noch dahin geſtellt ſein laſſen. 3 
Andernfalls würden Sie dem Reichskanzler oder dem Aa das 
Recht geben, die Rechtsflege des Landes zu hemmen. (Rechts: Sehr wahr! 
905 begreife nicht, wie in dieſer Richtung die Ausführungen des Abg. Lasker 
eifall finden konnten in dieſem Saale, deſſen Wände noch wiederhallen von 
den lebhaften Erörterungen über die Nothwendigkeit, die Staatsanwalt: 
ſchaft unabhängig zu machen vom Juſtizminiſter. (Abg. Richter⸗Hagen: 
Das ift aber nicht geſchehen) Wenn man ſolche Anſichten in der Theorie 
vertheidigt, ſo ſollte man ſie auch auf den einzelnen Fall anwenden. Wenn 
die Anſicht des Abgeordneten Lasker richtig wäre, fo wäre ja die Stafrechts⸗ 
pflege des Landes unbeſchränkter Weiſe in die Hände des preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſters und des Reichskanzlers gelegt. (Links: Gewiß!) ie kann man 
ſolche Behauptungen ausſprechen. Sie haben ja ſchon außerordentlich 
viele derartige Anträge der Staatsanwaltſchaft entgegengenommen, und 
l uſtizminiſter und der Reichs⸗ 
kanzler die Anträge nur vermitteln. Auch hat ſich der Reichskanzler niemals im 
Hauſe darüber geäußert, ob ein ſolcher Antrag gerechtfertigt ſei oder nicht, ſondern 
hat dieſe Graff lediglich dem Reichstage überlaſſen. Das kann auch ich 


thun. (Beifall rechts.), 

Staatsſecretär 3 M. H., die abweichende Behandlung, 
welche bisher dem Antrage des Herrn Reichskanzlers vom 17. Februar zu 
Theil geworden, zeigt, daß Sie allerdings den vorliegenden Fall als einen 
in vielen Beziehungen von den Anträgen, welche ſonſt das Haus beſchäftigt 
haben, abweichenden betrachten. Bei den häufigen Anträgen, in denen Sie 
8 wurden, ob Sie die Einleitung einer gerichtlichen Procedur gegen 
ein Mitglied dieſes hohen Hauſes oder den Fortgang einer bereits einge⸗ 
leiteten genehmigten, haben Sie ſtets den ſtaatsrechtlichen Gebrauch beobachtet, 
die Frage ſelbſt in der Regel an die Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion zu ber 
weiſen, niemals aber ſind Sie in die merita causae eingegangen, ſondern 
haben einfach beſchloſſen: wir ertheilen die Genehmigung oder, was ja die 
Regel war, wir ertheilen ſie nicht. In einem Falle iſt ſogar die Frage, wie 
das Haus ſich zu derartigen Anträgen ſtaatsrechtlich zu ſtellen habe, ganz 
ex professo hier bereits entſchieden worden. Als der Abg. Völk nach⸗ 
weiſen wollte, weshalb die Behauptung, daß der Abg. Gaup 10 einer ver⸗ 
läumderiſchen Beleidigung ſchuldig gemacht habe, eine innerlich unrichtige 
ſei (Ihre Commiſſion batte beantragt, die Genehmigung zur ſtrafrechtlichen 
Verfolgung während der Sitzungsperiode und der Berathungen der Juſtiz⸗ 
5 nicht zu ertheilen) und in die Sache ſelbſt eingehen wollte, unter⸗ 
brach ihn der Herr Präſident mit den Worten: „es iſt ſtets Sitte des 
Hauſes geweſen, bei derartigen Anträgen das Materielle der Sache durch 
keine Discuſſion und Beſchlüſſe zu präjubieiren (hört: hört! rechts), ſondern 
ſich ſtreng an die geſetzmäßige Frage zu halten, wie ſie von der Commiſſion 
geſtellt und beanwortet worden iſt.“ Herr Völk wollte ſich dieſem Ausſpruch 
des Präsidenten Hänel nicht ohne Weiteres fügen, da erklärte der Referent 
der Commiſſion, Abgeordneter Klotz: „Ich erachte, daß der Herr Präſident 
das Richtige ausgeſprochen hat, was bisher der Brauch des Hauſes geweſen 
iſt. Würden wir in eine materielle Würdigung des Antrages ſelbſt eintreten, 
fo glaube ich, würden wir dem künftigen Richterſpruch präjudiciren und 
würden hier entſcheiden, ohne beide Theile gehört zu haben.“ Darauf wurde 
der Antrag auf gerichtliche Verfolgung abgelehnt. 

Nun will ich mit dem Abg. Lasker gern anerkennen, daß der vorliegende 
Fall von höherer Bedeutung iſt als der damals hier verhandelte, und ich 
finde es daher ganz begreiflich, daß der a als ein ſchwieriger die Auf: 
merkſamkeit und die Meinungen des Hauſes in höherem Grade hervorrufen 
muß. Eines aber muß ich von dem Antrage des Reichskanzlers abſolut 
ablehnen, als ob mit demſelben irgendwie der Verſuch hätte gemacht wer⸗ 
den ſollen in die Privilegien, die faſt ſouveränen Privilegien dieſes Hauſes 
von Seiten der Regierung anzugreifen. Er ſollte ihm ſelbſt die Möglichkeit 
geben darüber zu befinden, ob Sie den Antrag für derartig gerechtfertigt 
erachten, daß Sie jetzt ſchon der Aufforderung zur Unterſuchung Folge geben 
wollen. Hätte die bei dieſer Frage in erſter Linie betheiligte preußiſche 
oder die Reichsregierung irgendwie meinen mögen, hier liege ein Fall vor, 
der ſich wohl zu einer politiſchen Action eigne, dann würde ich glauben, 
daß andere Mittel hätten in Bewegung pr werden können; denn wie 
man deduciren kann, daß die Gerichte auf Grund des § 28 einen Abge⸗ 
ordneten, der unter dem Geſetz vom 21. October v. J. ſteht und auf Grund 
deſſelben ausgewieſen iſt, von der Theilnahme an dieſem Hauſe ausſchließen 
können, ebenſo gut hätte man ihn auf adminiſtrativem Wege vom Hauſe 
fern halten können. Hätte die Regierung den Weg eingeſchlagen, dann 
würde man vielleicht darüber Klage führen können, daß man via facta in 
das Privilegium dieſes Hauſes eingegriffen habe, davon iſt die betreffende 
Regierung des Landes, die preußiſche, entfernt geblieben. . 

Dazu hat die ee nicht rathen mögen, und ſie hat nichts 
Anderes gewollt, als mit dem Schritte, den die len preußiſche, Re⸗ 
gierung nach den ſchweren Erfahrungen des vorigen Jahres für nöthig ge⸗ 
halten hat, auch der Möglichkeit des Vorwurfs entgegenzutreten, ſie habe 
nicht Alles gethan, was das Geſetz ihr an Mitteln giebt, um ähnlichen 
möglichen Ereigniſſen vorzubeugen, und ſie habe dadurch möglicherweiſe auf 
das Bewußtſein gewirkt, daß ſie dadurch, daß ſie eine Perſon, die nun ein⸗ 
mal unter dem Bann dieſes Geſetzes ſteht und auf Grund deſſelben von 
der Reſidenz ausgeſchloſſen iſt, zugelaſſen, nicht mehr ſtreng genug in der 
Auffaſſung des Geſetzes geweſen ſei und daß, wenn an dieſe Anknüpfung 
ſich demnächſt unglückliche Ereigniſſe — die Gott verhüten möge! — an⸗ 
knüpfen ſollten, man ihr nicht den Vorwurf machen könne, der ihr früher 
gemacht worden ift: Warum habt Ihr nicht Alles gethan, um das zu ber» 
meiden? (Sehr richtig! rechts.) Ich wiederhole, der Gedanke, in die Privi⸗ 
legien dieſes Hauſes mit dem Antrage irgendwie einen Einbruch zu ver⸗ 
ſuchen, hat allen Theilen der preußiſchen Regierung wie der Reichsregierung, 
die bei ihm betheiligt find, abſolut fern gelegen. (Beifall rechts.) 

g. v. Schwarze: Die Fraction, der ich angeböre, iſt mit dem erſten 
Antrage des 55 Rickert einverſtanden, lehnt aber den zweiten, der eine 
nachträgliche Erklärung des Hauſes über den Sinn eines bereits publieirten 
Geſetzes berbeiführen ſoll, ab. Bei dieſer Entſchließung haben wir uns 
keineswegs von politiſchen Motiven leiten laſſen, ſondern wir behandeln 
dieſen Fall wie jeden anderen. Es hat mich 191 daß unter den 
Unterzeichnern des Antrages ſehr viele Herren ſich befinden, welche gegen 
den $ 28 und gegen das ganze Geſetz geſtimmt haben; und dieſe, damals 
in der Minorität gebliebenen Herren wollen uns tagen was wir, die Ma⸗ 
jorität uns bei § 28 gedacht haben? (ßbeiterkeit.) Rechnet man die Herten 
dom Centrum und von der Fortſchrittspartei ab, fo bleiben nur noch wenige 
Herren, die von der für das Geſetz ſtimmenden Majorität nur eine ver⸗ 
rear Minorität bilden; und diefe wollen uns jagen, was wir, be 
onders auf der rechten Seite des Hauſes, uns beim § 28 gedacht haben. 
Der Staatsanwalt hat auf den Abg. Windthorſt berwiefen und ſich auf 
mein Stillſchweigen gegenüber der Bemerkung deſſelben bezogen. Ich habe 
als Referent damals nur geantwortet, wo ich direct provocirt wurde und 
nur inſoweit, als die Sache in der Commiſſion zur Sprache gekommen 
war; 1 war aus meinem Schweigen eine Schlußfe gerung nicht zu⸗ 
läſſig. Mißlich iſt es, in Bezug auf Geſetze, welche den Gerichten zur 
Anwendung übergeben find, nachträglich eine declaratoriſche us über 
ihren Sinn abzugeben. Ich möchte doch den Reichstag nicht der Gefahr 
ausſetzen, daß die Gerichte ſagen, der Reichstag hat zwar nachträglich den 
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5 . nicht hervor. Es bei di 
ache auch ſtaats rechtliche Grundſatze in Frage, deren Prüfung die Gerichte 
nicht werden von ſich weiſen können. (Sehr richtig! links.) Nun wenn das 
richtig iſt, dann wäre es eben beſſer, wenn man erſt die Entſcheidung der 
Gerichte abwartete und ſich nicht in die Sache miſchte. Wenn das Urtheil 
der Gerichte dann unſeren Anſichten nicht entſpräche, dann wäre es ange⸗ 
Zeigt, eine authentiſche Declaration des Geſetzes anzubahnen. Der Reichstag 
iſt nicht berufen, den Gerichten bei ihren Urtheilen und bei der Geſetzes⸗ 
auslegung eine Directive 5 eben; wird der Antrag II. angenommen, ſo 
iſt damit eine Directive geſchaffen. Wir wollen dem erſten Antrag zuſtimmen, 
wir behandeln eben den Fall wie jeden andern und lehnen daher den An⸗ 
trag der Sitte des Hauſes gemäß ab, denn wir haben keinen Grund ge: 
funden, in dieſem Falle das Privilegium der Abgeordneten nicht gelten zu 
laſſen. Den 2. Antrag bitten wir dagegen abzulehnen. (Beifall rechts.) 
Abg. Reichenſperger (Olpe): Weder der Juſtizminiſter noch der Herr 
v. Schwarze haben die Rechtsfrage erörtert und doch iſt ihre Erörterung 
unerläßlich. Der Abg. v. Schwarze hat ſeine Verwunderung darüber aus⸗ 
gelorocien, daß die Reſolution Unterſchriften von Abgeordneten trägt, deren 
nſicht im Socialiſtengeſetz nicht zum Ausdruck gelangt iſt, aber warum 
ſollen ſich dieſelben nicht den Ueberzeugungen anderer anſchließen und ihnen 
Glauben beimeſſen? Es handelt ſich hier um die Frage, ob dem Reichs⸗ 
tage die Zumuthung geſtellt werden darf, eine Frage, die ſeine eigene 
Integrität zum Gegenſtande hat, mit einem einfachen Ja oder Nein zu 
entſcheiden. Es handelt ſich nicht blos um die Abgeordneten Fritzſche und 
Haſſelmann, ſondern um das Recht und Privilegium jedes Einzelnen im 
Reichstage. Ich begreife nicht, warum die Regierung, wenn fie die An⸗ 
nahme dieſer Vorlage erwartet, erſt noch in dieſem Jahre mit dem ſoge⸗ 
nannten Maulkorbgeſetz kommen will. Durchſchlagend für den zwei⸗ 
ten Theil der Reſolution iſt die Frage, was bedeutet die Aus⸗ 
weiſung auf Grund des Socialiſten⸗Geſetzes? Sie bedeutet weiter 
nichts, als die Aberkennung des Rechts, ſich an gewiſſen Orten 
aufzuhalten, ſie kann aber nicht bedeuten, daß ein ſo Ausgewieſener 
nicht mehr verpflichtet ſein ſoll, dem Geſetze Folge zu leiſten. Soll er nicht 
mehr als Zeuge nach dem Ausweiſungsorte kommen dürfen? Zeugen dür⸗ 
fen aber nach der Prozeßordnung nicht commiſſariſch vernommen werden; 


oder ſoll Botz ihn als Angeklagten in contumaciam verfahren werden? 
Welchen Werth würde die Militärbehörde einer ſolchen Ausweiſung bei⸗ 
meſſen? Ja, ſtreng genommen würde der Staatsanwalt Teſſendorf einen 


ſolchen Ausgewieſenen gar nicht mehr Jin feinen Gefängniſſen behalten dürfen. 
(Heiterkeit) Man ſagt, der Reichstag werde en bloc einberufen durch den 
„Staatsanzeiger“, während das Herrenhaus personaliter eingeladen werde. 
Aber wegen dieſes Unterſchiedes der Courtoiſie kann man doch keine Argus 
mentation herleiten auf den Unterſchied des Rechtsſtandpunktes. 

Abg. v. Helldorff: Ich will kurz den Standpunkt meiner Partei zu der 
Frage 1 Wir werden für den erſten Theil der Reſolution ſtimmen; 
der zweite Theil bezweckt eine Declaration des § 28 des Socialiſtengeſetzes; 
zu einer ſolchen N der Reichstag nicht berufen, und wir werden daher gegen 
den A gi Theil ſtimmen. 5 

bg. Dr. Hänel: Ich kann es dem Abg. v. Helldorff nicht verdenken, 
daß er ſich ſo kurz gefaßt hat, da er ſich auf die Autorität von drei ſo be⸗ 
deutenden Juriſten ſtützt, wie es der preußiſche und der deutſche Juſtiz⸗ 
miniſter und der Abg. v. Schwarze find. Die Reden der drei Herren werden 
im „Staatsanzeiger“ zu leſen fein, und wenn das Publikum ihn in die Hand 
nimmt oder nehmen würde, jo wird es abſolut nicht wiſſen, worum es ſich 
handelt; es würde denken, daß ein Fall vorliegt, wo ſilberne Löffel geſtohlen 
worden ſind oder daß es ſich um eine Beleidigung handelt, denn die 
vom preußiſchen Juſtizminiſter beobachtete Stellung entſpricht dieſen Bei⸗ 
pielen. Wenn wir uns unterſtünden, dem Staatsanwalt ins Hand: 
werk zu pfuſchen, ſo würde der Juſtizminiſter mit Recht die Befugniſſe 
des Staatsanwalts wahren können. llein der preußiſche Juſtizminiſter 
hätte erkennen müſſen, daß hier noch ganz andere Rechte zu wahren find, 
nämlich die öffentlichen Rechte des Deutſchen Reichs, daß es ſich hier um 
die ſtaatsrechtliche Stellung des deutſchen Reichstages handelt, und dann 
wäre es ſeine Pflicht au en, auch materiell zu prüfen, ob der Antrag des 
Staatsanwalts eine Schädigung des Rechts des geſetzgebenden Factors in 
ſich trägt; entweder will der Miniſter davon nichts willen, oder er ſteht aus 
irgend welchem Grunde davon zurück, es wiſſen zu wollen. Der deutſche 
uſtizminiſter hat ſich zwar nicht ganz auf den Standpunkt des preußiſchen 
uſtizminiſters geſtellt, aber im Verlaufe feiner ganzen Rede iſt er zu dem⸗ 
elben Reſultat gekommen wie dieſer, wenn er auch anerkennt, daß der vor⸗ 
liegende Fall ein beſonders wichtiger ſei; die Gründe haben wir auch von 
ihm nicht gebört, daß die Frage den Reichstag als Corporation, als legis⸗ 
Iativen Factor angeht, und ich muß jagen, 15 Seite der Frage zu er⸗ 
örtern, hätte für den deutſchen Vfl eden eſonders nahe gelegen, ja 
Dr ite integrirender Theil ſeiner Pflicht gegenüber dem preußiſchen Juſtiz⸗ 
iniſter. 

Der Abg. v. Schwarze hat es für ien e daß die Minorität 
zugleich mit der Maſorität ſich anmaße, eine Auslegung über den Sinn 
eines Geſetzes zu geben. Der Sinn eines Geſetzes muß aber der Minori⸗ 
tät von der Maiorität klargeſtellt werden; dazu kommt noch, daß, wenn man 
eine derartige Interpretation gleichſam a priori aufſtellt und ſagt, die 
Minorität habe kein Recht, dagegen zu cpponiren, darin ein ſchwerer Vor⸗ 
wurf gegen uns liegt; dann hätten wir die ganze ſtaats rechtliche Frage 
ſchon damals erörtern müſſen. Auch die Minorität it wohl legitimirt, in 
dieſer Beziehung Zeugniß abzulegen. Am meiſten habe ich mich darüber 
gewundert, daß ein fo ſcharfer Juriſt, wie der Abg. v. Schwarze, es unter: 
nommen hat, für den erſten und gegen den zweiten Theil der Reſolution 
ſie plaidiren. Sieht er denn nicht, daß hierin ein abſoluter Widerſpruch 

iegt? Giebt es denn eine Möglichkeit, dieſen Fall hier zu identiſiciren mit 
den anderen Fallen, wo wir um N der Erlaubniß zur 
Einleitung des ſtrafrechtlichen Verfahrens gegen Mitglieder des aufes 
angegangen werden? Wir maßen es uns nie an, die objective 
Strafbarkeit in Mitleidenſchaft 7 ziehen und dies thun wir, indem 
wir nur den erſten Theil der Reſolution annehmen. Wenn wir die Abgg. 
Fritzſche und Haſſelmann ſchutzen, fo laſſen wir Beide ihr Vergehen mit 
Anſerer Autorität fortſetzen. (Sehr richtig!) Die betheiligten Behörden trifft 
ein ſchwerer Vorwurf. Das Polizeipräſidium mußte ſich klar machen, daß 
es den Reichstag unter allen Umſtänden in eine ſchwere Zwangslage brachte, 
entweder daß wir ſeine Interpellation anerkannten und dadurch den Reichs⸗ 
tag zu einer Körperſchaft degradirten, deren einzelne Mitglieder unter Auf⸗ 
gt des Polizeipräſidiums ſtehen, oder daß wir die Herren jetzt vor der 
8 0 de be und hinten nach zuſehen müſſen, wie man ſie nachher 

eſtraft. ö ö 0 

0 J deſſen mußte das enen den dazu kommen, 12 7 Ver⸗ 
ordnung für die Zeit der Reichstagsſeſſion 5 ſuspendiren. 3% abe ſchon 
mehr als einmal erlebt, daß wir von den hieſigen Berliner Behörden plötz⸗ 

lich in Aufregung eworfen ſind und daraus den Eindruck empfangen, daß 
das Anſehen des Reichstags nicht das Gewicht bei den bieſigen Behörden 
hat, welches die Vertretung der deutſchen Nation fordern kann. (Sehr 
richtig!) Berlin iſt zu unſerm Bedauern für eine Stadt erllärt worden, in 
welcher die Ruhe und Orpnung gefährdet ift; wir müſſen leider hinzufügen, 
daß die Rechte und Privilegien dieſes Haufes in dieſer Stadt auch nicht 
recht ſicher find. Ein engliſches Parlament würde diejenigen, welche in 
ſeine Privilegien, und zwar nach ſeinem Ausſpruche, eingreifen, vor ſeine 
Barre laden, mit Siem belegen und nöthigenfalls ver nen (Heiterkeit 
rechts); es verhaftet nicht nur Polizeibeamten, ſondern au 
gegen feine Privilegien erkannt haben. Dieſe Erweiterung unſerer Rechte 
ürfen wir allerdings kaum erwarten, auch unſere Initiative dürfte nicht 
dahin führen. ( Heiterkeit.) So a wir ſolche Privilegien haben, müſſen 


ichter, welche 


wir thun, was in unſeren Kräften ſteht, um das Recht, die Würde und 
das Anſehen des Reichstages aufrecht zu erhalten gegenüber der Regierung 
und vor aanamı gegenüber den untergeordneten Autoritäten in dieſer Stadt 
eifall. 
Abg. Gneiſt: Ich habe die Ueberzeugung, daß die Gerichte, welche dieſe 
Frage zu entſcheiden haben würden, fie nad) dem Besen ee mit den 
taatsrechtlichen Normen entſcheiden nicht blos auf Grund des einen Ge⸗ 
etzes. ann mich aber nicht überzeugen, daß das Verhalten der 
eiden Herren Juſtiz⸗Miniſter der Sachlage entſpricht; es hätte 22705 
die Tragweite dieſer Vorlage doch kaum entgehen dürfen, einer Vorlage, 
die mit den bisherigen 5 an den Reichstag nach Eröffnung des 
Strafverfahrens ſehr wenig gemein hat. Die Vorlage ſtellte den Reſchstag 
vor die Alternative, entweder „ja“ zu ſagen un amt anzuerkennen, daß die 
Local: und Bezirkspolizeibehörden einen Abgeordneten an der Theilnahme 
der Sitzungen verhindern können, oder die rlauhniß zur Verhaftung 
zu verweigern und ſich damit 11 5 zu machen, ein forigeſetztes Ver⸗ 
geben zu befördern und ſich zum Theilnehmer an demſelben zu machen. Der 
Reichstag und kein Parlament kann ſich in dieſem Falle einer Entſcheidun 
e Solche Dinge kann man wohl, wenn es ſich um individue 
Re 1 7 fc handelt, der Entſcheidung der Gerichte überlaſſen, aber nicht, 
wenn es ſich um die Lebensbedingungen eines Parlamentes handelt. Man 
kann auch nicht die Regel anwenden, daß das Specialgeſetz dem generellen 
vorgehe, denn es handelt ſich nicht um eine criminaliſtiſch⸗techniſche Frage, 


‚Gefepes gala, ab r aus der Wo und aus der Ges ſondern um 
a Yes eſetzes geht die 25 rg kommen bei dieſer ſchrift für den 


eine Frage der Competenz. Das Socialiſtengeſetz iſt keine Vor⸗ 
en ag. Sie, fondern ein Poligeigefep, welches den Polizei 
ewiſſe Befugniſſe beilegt. Behörden, welche auf Grund dieſes 
Geſetzes Verfügungen erlaſſen, repräſentiren nicht die Autorität des Ge⸗ 
ſetzes, ſondern nur ihre eigene Autorität. Solche Verfügungen treten 
häufig in Widerſpruch unter einander, und hier gilt unbedingt der Grund⸗ 
ſatz, daß die höhere Competenz der niedrigeren derogirt. Wenn Jemand 
Ki zum Auffeher der Deiche ernannt iſt, ſo it er nicht verhindert, die 
eiche zu betreten, auch wenn am Eingange ſteht: dieſer Platzsdarf nicht 
betreten werden. (Heiterfeit.) e 
Die böchſte Autorität des Deutſchen Reiches, der Kaiſer, beruft die Ab⸗ 
eordneten, ihre öffentlichen Functionen zu erfüllen im höchſten Rathe der 
rone, und gegen dieſe höchſte Ordre ſoll eine Contreordre erlaſſen werden 
können von dem Chef einer Bezirks⸗ oder Ortspolizei! Läßt ſich eine größere 
Verwirrung unſerer Zuſtände denken? Was würde aus den Parlamenten 
der Welt geworden ſein, wenn ſie nicht den Muth gehabt hätten, ſolchen 
Verſuchen der Localpolizei mit Entſchiedenheit entgegenzutreten. Die Frei⸗ 
heit der Parlamente hat ſich nur aufrecht erhalten um den Preis, daß ſie 
geſchützt war gegen die Polizeigewalt und in einzelnen Fällen auch gegen 
die Gewalt der ordentlichen Gerichte. Ein Parlament kann in einem Falle, 
wie dem vorliegenden, niemals die Genehmigung zur ſtrafrechtlichen Ver⸗ 
folgung ertheilen. Für mich iſt es aber das Dringendſte, nicht nur dieſe 
Genehmigung zu verſagen, ſondern noch ein ernſtes Wörtchen hinzuzufügen, 
um zu zeigen, daß es ſich nicht blos um eine harmloſe Frage bandelt, ſon⸗ 
dern um eine für die Würde des Hauſes entſcheidende Frage. Es iſt 
das erſte Mal, daß ich das Wort: „Würde des Hauſes“ hier aus⸗ 
ſpreche; aber wenn jemals ein Bedürfniß dazu vorhanden war, jo 
iſt es heute der Fall. Meiner Meinung nach hätte die Regierung 
dieſe Vorlage aus Achtung für das Haus gar nicht einbringen ſollen 
(Sehr richtig!); wenn wir aber die Nr. 2 annehmen, jo iſt das das Mindeſte, 
was wir thun können. Der Verſuch, dem deutſchen Parlamente durch Ver⸗ 
fügungen der Berliner Polizei beizukommen, muß ſcharf zurückgewieſen wer⸗ 
den und wir können es nicht ſcharf genug thun. (Beifall.) 
Damit ſchließt die Discuſſion. 0 1 
Die Nr. 1 wird mit allen gegen 2 (deutſchconſervativen) Stimmen, die 
Nr. 2 gegen die Stimmen der Reichspartei und der Deutſchconſervativen 
angenommen. Von den letzteren waren eine Anzahl (8—10) während der 
Abſtimmung über Nr. 1 nicht im Saale, und betraten denſelben erſt bei 
der Abſtimmung über Nr. 2, darunter Graf Moltke, v. Seydewitz, Flügge. 
Schluß 4 Ubr. Nächſte Sitzung Donnerstag 12 Uhr. (Wahl des 
zweiten Vicepräſidenten, deutſch⸗öſterreichiſcher Handelsvertrag.) 


Berlin, 19. Februar. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Pfarrer Hoffmann zu Grünefeld im Kreiſe Oſthavelland den Rothen 
Adler⸗Orden vierter Kaffe, fowie dem Sechtelhöfner Johann Heinrich 
Tienken zu Freißenbüttel im Amte Oſterholz die Rettungsmedaille am 
Bande Maſeſat . 

Se. Majeſtät der Kaiſer und König hat die vortragenden Räthe im 
Reichskanzleramt, Geheimen Regierungsrath Aſchenborn und Geheimen 
Regierungsrath Schultz, zu Geheimen Ober⸗Regierungsräthen ernannt. 

Se. Majeſtät der Kaiſer und König hat im Namen des Reichs den 
Fabrikdirector Cremers in Horſens (Dänemark) zum Conſul ernannt. 

Se. Majeſtät der König hat dem Lieutenant a. D. Freiherrn Rudolph 
5 Allee witz zu Warmbrunn, im Kreiſe Hirſchberg, die Kammerherrnwürde 

Se. Majeſtät der Ray 50 mittelſt Allerhöchſter Ordre vom 29. Januar 
d. J. genehmigt, daß der Name der im Kreiſe Inowrazlaw belegenen Stadt 
Gniewkowo in „Argenau“ umgeändert werde. 

Berlin, 19. Febr. [Se. Majeſtät der Kaifer und König! 
nahm heute den Vortrag des Civil⸗Cabinets durch den Wirklichen 
Geheimen Rath von Wilmowski entgegen und empfing den Reichs⸗ 
kanzler Fürſten von Bismarck zum Vortrage. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz] 
nahm geſtern Vormittag die perſönlichen Meldungen des Comman⸗ 
danten von Magdeburg, General⸗Majors von Maſſow, ſowie mehrerer 
anderer Offiziere entgegen. (Reichsanz.) 

= Berlin, 19. Febr. [Der Bundesrath und der Ent⸗ 
wurf des Reichstags-Disciplinar⸗Geſetzes.] Nachträglich 
wird Näheres über die Sitzung des Bundesraths vom 8. d. Mts. be⸗ 
kannt, welche ſich mit dem Geſetzentwurf, betreffend die Strafgewalt 
des Reichstages über ſeine Mitglieder beſchäftigte. Der Reichskanzler, 
welcher den Vorſitz führte, erklärte bei Beginn der Berathung, daß er 
im Namen der königlich preußiſchen Regierung dem von dem Aus⸗ 
ſchuſſe vorgelegten Geſetzentwurfe gegenüber an der urſprünglichen 
Vorlage feſthalte und deshalb bei den einzelnen Paragraphen die 
Wiederherſtellung der Faſſung des urſprünglichen Geſetzentwurfs in 
Antrag bringe. Von Wuͤrtemberg wurde der Präjudicialantrag ge: 
ſtellt, die Berathung und Beſchlußfaſſung des Bundesraths über den 
Geſetzentwurf auf 4 Wochen zu vertagen. Es wurde dieſer Antrag 
jedoch abgelehnt. Für denſelben ſtimmten Baiern, Würtemberg, 
Baden, Oldenburg und Bremen. Die von Preußen beantragte 
Wiederherſtellung der urſprünglichen Faſſung der Vorlage wurde ab⸗ 
gelehnt, ebenſo eine lange Reihe von Anträgen Würtembergs 
zu den einzelnen Paragraphen. Die Einfügung im § 3: 
„Verpflichtung zur Entſchuldigung oder zum Widerruf vor ver⸗ 
ſammeltem Hauſe in der von der Commiſſion dafür vorgeſchrie⸗ 
benen Form“, iſt auf den Vorſchlag Sachſens erfolgt. Ein An⸗ 
trag Badens, den Ausſchluß nur bis Ende der Seſſion, nicht bis zu 
dem der Legislaturperiode auszudehnen, wurde abgelehnt; ebenſo ein 
Antrag Würtembergs, welcher die Ausſchließung von einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der Stimmen abhängig machen wollte. Es wurde 
ein Einverſtändniß dahin erzielt, daß in den Motiven zum Ausdruck 
gebracht werde, wie unter „Ungebühr“ im Sinne des § 3 auch Be⸗ 
leidigungen und Verleumdungen außerhalb des Hauſes ſtehender dritter 
Perſonen zu verſtehen ſeien. Die übrigen Paragraphen gaben zu beſon⸗ 
deren Erörterungen keinen Anlaß. Der im Plenum vereinbarte Entwurf 
iſt mit 49 Stimmen gegen die 9 Stimmen von Baiern, Oldenburg 
Reuß ä. L. und Bremen angenommen worden. Die baieriſche Re⸗ 
gierung ließ erkläreu, daß fie den Grundgedanken der Vorlage auf 
Verſtärkung der Disciplinargewalt des Reichstages theile; wenn ſie 
im Intereſſe der Wahrung thunlichſter Stabilität der Verfaſſungs⸗ 
grundſätze dennoch eine ablehnende Stellung einnehme, ſo leite ſie 
hierbei das Vertrauen, daß der Reichstag ſelbſt in Anwendung der 
ihm durch die Verfaſſung gebotenen Mittel eine Abhilfe in der be⸗ 
zeichneten Richtung, ſo weit erforderlich, ſchaffen werde. — Die ba⸗ 
diſche Regierung ließ erklären, daß ſie bezüglich einer Erweiterung 
feiner Straf⸗ und Disciplinargewalt dem Reichstag am liebſten die 
Initiative überlaſſen hätte, daß die Regierung aber dem Entwurfe 
in der Meinung beiſtimme, daß durch die Mittheilung des Entwurfs 
an den Reichstag, dieſem, ſoweit erforderlich Anlaß und Anhalt für 
die weitere Erledigung dieſer Angelegenheit geboten werde. — Dem 
Bundesrath geht faſt eine Ueberfülle von Eingaben zu, welche ſich 
auf die Reviſion des Zolltarifs beziehen und ſämmtlich der Zolltarif⸗ 
Commiſſion überwiefen werden. Die Arbeiten derſelben werden hier: 
durch erheblich erweitert. 

[Die vereinigten Fractionen der Polen aus dem 
Reichs⸗ und Landtage! haben, wie ſchon erwähnt, vor einigen 
Tagen eine längere, ſehr bewegte Berathung über das Zollprogramm 
des Reichskanzlers, ſpeciell über die Frage der Getreidezölle, gehabt. 
Wie die „Voſſ. Ztg.“ erfährt, hat ſich die Mehrheit der Fractionen 
trotz der jetzt in vielen polniſchen Kreiſen der Provinz Poſen ins 
Leben gerufenen Agitationen für Einführung der Getreidezölle gegen 
dieſelben ausgeſprochen. 
lueber die Conſtituirung der Abtheilungen des Reichstags! 
iſt zwiſchen den Fractionen eine Verſtändigung erzielt worden. Es ſind 
darnach in Ausſicht genommen als Vorſitzende bezw. Stellvertreter der Vor⸗ 
ſizenden in der Abth. I. Windthorſt (Meppen), v. Goßler; II. Dr. Delbrück, 


hörden 


Freiherr v. Zu⸗Rhein; III. v. Kardorff, Freiherr v. Landsberg: IV. von 


de Bi 
Ain . 


ir, Dr. Stephani; FV. b. B „Schneegans; VI. G. 

5 chwar 2 Dr. Hänel, Dr. l ir 
[Doch die Klöfter, die Klöfter gerettet!] Die „Germ.“ 
berichtet: „Wie wir hören, hat eine Petition, welche eine große An⸗ 


zahl rheintſch⸗weſtfäliſcher Damen dem Katfer zu Gunſten der Klöͤſter 


zu Ahrweiler und Nonnenwerth überreicht haben, einen günſtigen 
Erfolg gehabt. Der Fortbeſtand der Erziehungsanſtalten iſt unter 
annehmbaren Modalitäten über den Auflöfungstermin hinaus auf 
längere Zeit geſichert.“ — Nähere Mittheilung über dieſe „Modali⸗ 
täten“ bleibt abzuwarten; um die hier genannten beiden Anſtalten 
handelte es ſich in erſter Reihe bei dem bekannten Kloſterantrag der 
Ultramontanen, den das Abgeordnetenhous im December, nach ent⸗ 
ſchiedener Bekämpfung des Antrages durch den Miniſter Falk, verwarf. 

Königsberg, 18. Febr. [Beſuch des Kaiſers.] Wie die 
„Oſtpr. Ztg.“ meldet, ſteht es nun feſt, daß Königsberg im Septem⸗ 
ber ſich des Beſuches des Kaiſers zu erfreuen haben wird. 


Provinzial-Zeitung. 


— d. Breslau, 18. Febr. [Bezirksverein für die Schweidnitze 
Vorſtadt.] Herr Rittergutsbeſitzer Kempner eröffnete die am 18. d. M. 
in Pietſch's Local abgehaltene Verſammlung mit der Mittheilung, daß der 
Vorſtand ſich conſtituirt und ihn (den Redner) wieder mit dem Vorſitz be⸗ 
traut habe. — Beſchloſſen wurde demnächſt die Feier eines Stiftungsfeſtes 
in vorjähriger Weiſe. Die Vorbereitungen hierzu wurden einem Comite 
übertragen. — Hierauf gab Herr Dr. Th. Körner ein eingehendes und 
überſichtliches Referat über den Stadthaushaltsetat pro 1879/80. Redner 
ſprach ſich hierbei mit aller Entſchiedenheit gegen die Erhöhung der directen 
Communalſteuer um 2 Simpla aus, weil die allgemeine Noth unſerer Be⸗ 
völkerung eine Erhöhung der directen Steuern nicht vertrage, und knüpfte 
hieran den Antrag, die Verſammlung möge beim Magiſtrat und der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung dahin vorſtellig werden, daß das Deſficit unſeres 
Stadthaushaltsetats durch alle anderen Mittel und Wege eher, als durch 
Erhöhung der directen Communalſteuer um zwei neue Simpla gedeckt 
werde. Dieſer Antrag wurde einſtimmig angenommen. — Bezüglich zweier 
im Jener Wen befindlichen Beſchwerden über die ſchlechte Beſchaffenheit des 
Höfchener Weges und der Uebelſtändigkeit des Pamsgrabens daſelbſt wurde 
eine Eingabe an den Magiſtrat beſchloſſen mit dem Erſuchen, die genannten 
Uebelſtände zu beſeitigen. — Ein Frageſteller beſchwerte ſich noch, daß die 
Schillerſtraße nur auf einer Seite beleuchtet ſei. Hierauf erfolgte der Schluß 
der Verſammlung. \ 


[Feuer.] Auf den Kohlenplätzen an dem Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſen⸗ 
bahnhofe gerieth geſtern Mittag eine hölzerne Comptoirbude durch die darin 
befindliche Heizanlage in Brand, doch wurde derſelbe bald beſeitigt. 


Handel, Induſtrie ꝛc. 


Berlin, 19. Febr. [Börſe.] Auf Grund der von den auswärtigen 
Plätzen vorliegenden Coursmeldungen eröffnete die heutige Börſe in einer 
recht feſten Tendenz und gewann es anfänglich auch den Anſchein, als 
werde der geſchäftliche Verkehr eine größere Regſamkeit entfalten. Für die 
Hauptſpeculationswerthe zeigte ſich beſſere Kaufluſt, die in der Hauptſache 
aber nur darauf zurückzuführen ſein dürfte, daß einige der größeren Specu⸗ 
lach ihr Baiſſe⸗Engagement beglichen und ſich & la hausse wandten. Zu⸗ 
glei 
waren die Aetien, Prioritäten und Prioritätsactien derjenigen Bahnen, deren 
Linien an den Staat übergehen ſollen, recht beliebt. In der zweiten Börſen⸗ 
hälfte ließ die Kaufluſt und mit ihr der geſammte Verkehr nach. Hierdurch 
erſchien die Geſammthaltung ſchon wenigerz feſt, dieſer Eindruck wurde 
aber noch verſchärft, als die etwas geſtiegenen Notirungen zu Realiſa⸗ 
tionen benutzt wurden und für einzelne Effecten ein immerhin bemerkens⸗ 
werther Coursdruck eintrat. Oeſterreich. Creditactien gingen nichts deſto⸗ 
weniger mit einer kleinen Avance aus dem heutigen Verkehr hervor. Fran⸗ 


zoſen haben nur geringe Umſätze erfahren und Lombarden blieben ganz N 


vernachläſſigt. Beachteter zeigten ſich die öſterreichiſchen Nebenbahnen, die 
aſt ſämmtlich Courserhöhungen erfuhren, bevorzugt waren namentlich 
udolf = Bahn, Eliſabet⸗Weſt⸗ Bahn, Böhmische Weſt⸗ Bahn und 
Kaſchau⸗Oderberger, während Duxr⸗Bodenbach und Auſſig⸗Teplitz angeboten 
blieben. Von den localen Specwlationgeffecten zeichneten ſich Anfangs Dis⸗ 
conto⸗Commandit⸗Antheile durch Feſtigkeit aus, ſpäter unterlagen dieſelben 
aber einer Abſchwächung. Laura⸗Actien waren fortdauernd matt. Es 
notirten Disconto⸗Commandit ult. 127,75 —128,60— 128,50, Laurahütte ult. 
65,75—66. Auswärtige Staatsanleihen haben nur geringen Verkehr auf⸗ 
zuweiſen. Oeſterreichiſche und Ungariſche Goldrente beſſer, Italiener nach⸗ 
gebend. Ruſſiſche Werthe faſt unverändert. 5proc. Staatsanleihe 84% bis 
54%, Noten pr. ultimo 195%, —% (Vorprämie 196%/%), pr. März 196% 
bis 196 (Vorprämie 198 /f). Preußiſche und andere deutſche Staats⸗ 
papiere unbelebt, aber ſehr feſt. Eiſenbahnprioritäten in beſſerm Verkehr. Von 
einheimiſchen Deviſen waren Görlitzer und Altenbekener I. und II. bevor⸗ 
zugt, e Gesc begehrt. Auf dem a wean fand ein 
lebhaftes Geſchäft ſtatt. Von den rheiniſch⸗weſtfäliſchen Speculations⸗ 
Deviſen vorzugsweiſe Bergiſche beliebt. Potsdamer, Anhalter, Stettiner 
und Halberſtaͤdter anziehend. Altenbekener und Görlitzer fanden 
gute Beachtung. Oſtpreußiſche Südbahn begehrt. Rumänier be 
hauptet. ankactien ruhig, aber ziemlich feſt. Deutſche Bank zog 
bei lebhafter Nachfrage an Meininger höher, Börſen Handels + Be a 
Hannoverſche Bank, Hamb. Vereinsbank und Poſener Provinzialbank zu 
öherem Courſe, Bergiſch⸗Märk. B. behauptet, Lübecker B. und Weſtfäliſche 
„anziehend, Sächſiſche B. beſſer, Nordd. Grunderedit und Gothaer Grund⸗ 
credit, Weimariſche und Leipziger Disconto ſteigend, Berliner Kaſſenverein 
niedriger, Preuß. Bodencredit zu herabgeſetzter Notiz angeboten, Spielhagen 
ebenfalls gedrückt. Induſtriepapiere betheiligten ſich weniger am Verkehr 
und notiren theilmeife etwas niedriger. Mittelwohnungen gingen zu höherem 
Courſe um. Bolle Weißbier ſteigend. Böhm. Brauhaus und Königſtädtiſche 
Brauerei niedriger. Deſſauer Gasactien beſſer. Admiralsgartenbad zog 
etwas an. Greppiner Werke waren billiger erhältlich. Leopoldshall beliebt, 
Von Montanwerthen kamen höher zur Notiz i Bergw., Braun⸗ 
3 Koblen, Berzelius (4 v0 König Wilhelm, be be, ner 
werk, Vorwärtshütte, Witten Waffenfabrik. Niedriger dagegen Berg.⸗Mä 
Bergwerk, Phönix A 
Um 2% Uhr: 
Reichsbank 152, 
12,75, Italiener n 
72,60, Oeſterr. Silberrente 54,90, do. Papierrente 54,—, 5% Ruſſ 
Köln⸗Mindener 105,75, Rheiniſche 107,50, Bergiſche 78,25, 
28,20, Ruſſiſche Noten 195,50, Orient —,—. 
Coupons. (Courſe nur für Poſten.) Oeſterreich. a an all 


Disc.⸗Commandit 129,—, Laurahütte 65,75, Türken 


bez., do. Eiſenb.⸗Coup. 173,10 bez., do. Papier in Wien zahlb. Rh 
50 Pf. k. Wien, Amerikan. Gold⸗Dollar⸗Bonds 4,155 bez., do. Prioritäten 
4,155 bez., do. Papier⸗Dollars 4,15 bez., 6% New⸗Horl⸗City — 0% 8 
Aufl. Central⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Papier und verl. min. 75 Pi 
k. Pet., Poln. Papier u. verl. min. 75 Pf. Warſchau, Ruſſ.⸗Engl. con. 

verl. —,— bez., Ruſſ. Zoll 20,53 bez., 22er Ruſſen —,—, Greße Ruf. 
Staatsbahn —,— be Ruſſ. Boden⸗Credit —,— bez., Warſchau⸗Wiener 
Comm. —— bez., 8% Rumäniſche Div.⸗Sch. p. 78 —,— bez., Warſchau⸗Terez⸗ 
pol —,— bez., 3 und 5% Lombard min. — Pf. Paris, Diverſe in Paris 
zahlbar min. — Pf. Paris, ie a min. — Pf. Amſterdam, Schweizer 
en = Pf. Paris, Belgiſche minus — Pf. Brüffel, Verl. Lſtr.⸗Obligat. 
20, ez. 


Kiel, 19. Februar. Die heute fälligen Poſten aus Norwegen und 92 


Schweden find ausgeblieben; ebenſo fehlen noch die geſtern fällig geweſenen. 


Southampton, 19. 11 
„Moſel“ iſt hier eingetroffen. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗. 

Sternwarte zu Breslau. 

Februar 19., 20. Nachm. 2 U. | Abends 10 U. Morgens 6 U. 
Luftwärme 2 + 4% — 02 — 1%9 


Der Dampfer des Norddeutſchen Lloyd 


Luftdruck bei oo 325% 47 327% 03 326%%62 
Dunſtdruekk .. 170 14,38 1 0: 
Dunſtſättigung 79 pCt. 71 pCt. 95 pCt. 
Wind l W. 2. W. 2. S. 1. 
Wetter . bedeckt. beiter. [bed., Ncht. Schn. 


Breslau, 20 Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 58 Cm. UP. 1 M. 86 Em. 


fanden aber auch einbeimiſche Eiſenbahnpapiere gute Beachtung und 1 


Feſt. Credit 399,50, Lombarden 116,—, Franzoſen 427,.—, N 
7525, Delterr. Goldrente 65,10, Ungariſche Golbrente 
uſſen 84,60, 

Rumänen 
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1877er Ruſſen —. 
Courſe.] 


Berliner Börse vom 19. Februar 1879. 
Wechsel- Course. 


Fonds- und Geld-Course, 


Deutsche Reichs- Anl.] 4 f 96.25 bz 21 
Oonsolidirte Anleihe 4 105, b de. % 100 Fl. . 3 K. 846010830 be 
do. do. 1876.4 | 9610 bzB London 1 Lat... 13 M. 3 20.33 da 
Staats-Anleibke 4 | 9,09 bz Paris 10% Wrch. 8 73 | 81.60 bz 
z:aats-Schuldscheine . 3½ 9,50 6 r air x 
2 2 8311117 Petersburg 100 84. 3 A. 194.30 bz 
Främ.-Anleihe v. 1855 3 130,40 bz Warschau 10) BR. 3 T. U 195.06 ba 
Berliner Stadt-Oblig. „14115110240 be Wien 10 PI. 8 F. ½ 173.43 ba 
* . ... 41 . — ee e 2 M. 4½ 172 80 bz 
. 3 805 Ff! 
3 40. ed | 96,10 B »ucaten 8,61 bz Dollars 4,18 @ 
E 3 e Jover. 20,39 bac Oest, Bkn. 173,55 ba 
ee Sapoleon 16.20 bz ao. Silbergd 1:3,25 ba 
E F son 5,50 bz Im»erials 16.67 0 Russ, Bkn. 145,25 ba 
E [Sshlesische . .... 5 — — 
eg ee au 2isendann-Stamm-Actien, 
&(Pommersche... 4 | 96,86 br Divid, pro) 1877| 1878 2 
TE \Posensche...... 4 | 96,46 dz Aachen-Mastricht. ½% | — 4 | 15,80 bz 
( Preussische 4 | 96,40 ba Berg,-Märkische, .| 34 — |4 | 18,00 b 
3 Westfäl, u. 1 922 bs ra are * Ds — 4 tr me 
ä he 07.25 B rlin-Dresden .. Ber 295 
4 re rd 4 97.66 @ Berlin-Görlitz .„..) 0 9 1 15,74 bz 
Badische Präm.-Anl. . 4 123,25 bz Berlin-Hamburg. 11½ | — 4 180,50 bz 
Baierische 4% Anleihe 4 124,7 bzG Berl.-Potsd-Magdb 3½ — 4 50% ba 
- Cöln-Mind.Prämiensch |31//117,00 bzG Berlin-Stettin .. . 740} — 4 | 97,60 bad 
Sächs. Rente von 187003 | 75.40 bz& ae 2 5 : Ser 5 
— — resl.-F reid 14 75 
ler-Loose 251.09 bz Cöln. Minden. 5½ůC — 4 105.20 bs 
— 2 F. Ls 155,50 be Dux-Bodenbach.B.| 0 6 4 16.50 bz 
Braunschw. Präm.-Anleibe 83.75 b2G Gal. Carl-Ludw.-B.| 94, u — 4 96,10 G 
Oldenburger Loose 142,00 bzG leeren Gar N - 7 1 2 15 
annover- enb. 5 
. Kaschau. Oderberg 4 4 5 | 44,56 bıG 
Hypotheken Certificate. Kronpr. Rudolfb. „| 5 5 5 51,80 @ 
Brapp’schePartial-Ob.]5 [108,25 0 Ludwigch.-Bexb. 9 |9 4 18205 ba 
Bukb.Pfd.d. Prälyp-B. 3 as ur Mark. Posener . - 0 7 5 4 En 
do. 0. 25 2 Magdeb.-Halberst. re 2,00 bx 
Deutsche Hyp.-B.-Ffb. 4½ 94,10 K Mainz-Ludwigsh. 5 — 4 68,3% ba 
o, de. do. 5, 100% 0 Niederschl. Märk. 14 970 8 
4180855 
Künd br. Cent.-Bod. Or. 1½ % 00,20 @ Oberschl, A. C. P. E. 81, — 3½ 122/25 bz& 
Unkü nd. do. (187% 19230 K do, B. 8½ f— 3½ 1% ba 
EEC 
0. 0. . sg: * est. Nordwestb.] 4, 2 25 % 
Unk H. d Pr. Bd.-Crd. B. 5 | — — Oeßt.Südb.(Lomb.) 0 |® 4 11605 
do. III. Em. do. 5 100, 2 bad Zarprenes Cid 2 % 1 49530 bz 
Lün db. Hy. Schuld. 4% [160,00 8. Rechte-O.-U.- B. 6½ — 1 108,60 ba 
Arp.-nth. Nord-G. C- B06 | 95,00 bag Äfteichenberg-Pard.| A 4 4½ 36,00 8 
0, do. m - 25 78 — Rheinische 7 5 4 wa bz 
Pomm, Hyp.-Briefe . . ‚25 bz do, Lit. B. (40, gar.) 4 94,30 bz 
do, we; 5 — 0 2 = 8 Rhein Malle Bahn o 0 1 . 17 
Goth. Präm,-Pf. I. Em. 8 ne b3 Rumän. Eisenbahn 2 ii „40 ba 
40. o. II. Em. 5 |16,60 b2& Schweiz Westbahn © o 4 | 16,25 620 
40. ‚rkzlbr.m. jr targard - Posener| 41 2 2101, 
do, bee frkalbr.m. 110 | 9846 beg 8 a 4½ | Allg 4½ 101,30 6 
40. 4½ do. do. m. 110, 4½ 52,50 bc Tuüringer Lit, A. Tg — 4 14,70 b2@ 
ais d de. n er = Warschau-Wien, 5 — 4 168.0 B 
tdb. d. Oes -Cr.-Ge. e h - - 
“Schles. Bodener,-Pfdbr.|5 |108,00 Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien. 
do, do, 4½ 36,10 50 |, 
. 8 f erlin-Dresden 0 — 15 19% br& 
„Ina. We en a, 555 5 Berlin-Görlitzer . . 3 8 20 2 re 
g — 2 Breslau - Warschau 0 
A Hatle-Sorau-Gub. .| 0 0 5 45,00 bed 
Bi ren . u B Hannover - Altenb.| 6 0 - 11 — 88 
er-, a N. % 4 Kohlfurt-Falkenb.| 0 0 N 2 
do. e 54,90 ba Märkisch -Posener| 4½ — 6. | 88,15 bz& 
S he 
„ Papierrents. . . 4 ½ 54,1 do, Lit. C. 0 a 
40. Ser Präm.-Anl. . 4 % b. $Ostpr. Südbahn 65 Z 6 | 89,05 bad 
do. Tote: Anl. 7. 6 % | 11,40 b echte, O. U. E.. 6½ — |5 1140 B 
4. Oredit-Loose. . fr. 300 ba RKumänler 8 6 5 | 81,50 bz 
e . 'v.8dl6 az d [ng ti: elta ne 
ass, Präm.- * SE Weimar-Gera ..., 5 2 
g do. 18665 142 10 ba 
f do.Orient-Anl Br Ben 8 Bank-Paplere. 
. II. do. v. 187 5. 2 
4 Bod.-Cred.-Ffdbr. 85 | 73,40 bzB age eg 3 3 
0. Cent.-Bod.-Gr.-Pfb. 5 | 76,40 ba Bell Raten Var 8% 887% 4 177 30 5 
Buss,-Poin.Schatz-Obl.4 | 80,50 da eit Kassen-Var.| gi 890 5 
"Pfndbr. III. Em. 5 610 6 Berl. Handels-Ger.| 0 „ 4 | 57,50 bz@ 
Boln. Pfodbr. 13 Brl. brd. u. dla. B. GC — 4 6.90 B 
Poln. Liquld.-Pfandbr.\4 3 B Braunschw. Bank.] 3 — 4 | 79,75 * 
Amorik, 40, P. 185% „ reel. Dise, Bank 3 |— |4 | 63.75 ba 
do. 60% Anleihe. 6 172,10 8 e 
80% Anleihe . 5 | 25.25 @ een aba Er . 
Hai Tek Cplig. „ % cao ba Danziger Priv.-Bk.| 9 — 4 106 
Graner 100 Thlr. 4 | 71,00 bah JParmst. Oreditbk.| 694 | — 4 1 3 bz 
eee Darmst, Lettelbk. 534 5¼½ [4 10% ba 
——— Anleihe tr. 12.60 6 Deutsche Bank ..| 6 — 4 (lo bz 
Basar. Goldrente . % 170 bo do. Reichsbank| 0,29 — 4½ 15290 bz 
. 00g M. p. Si) fr. 1158,00 ben [40 Hyp-B. Berlin e 
do. . p. St.) tr. |168,00 { Be — f 
Bng.ö0pSt-Eisnb-Anl.’5 | 1425 br P 1213.6 13 
25. 40. N. Abr [16200 ba Geseggg sehne Si, — f | 8816 8 
d rn 8 der do. junge] 5½ — vs, 
1 . Goth. Granderedb. ; : | 87,50 bag 
50 3 ö do. junge 0 4 8900 ba 
Türken-Loose 43.50 bzB A 05 5 124.50 6 
—— äüUä 2 1 Hamb, Vereins-B. 10% | 7374 4 1, 
6 N Hannev, Bank. 6 % 4 1020 6 
8 . Königsb. trennt > 6 - 3 @ 
8 x | 2600 Lndw.-B.Kwilecki, — ü 
16 U 
75 3 none 0 Leipz. Cred,-Anst.| 5%); 695 4 113,40 B 
r 1 Luxemburg, Bank 61, | — 4 1107,00 bag 
do, Hess. Nordbahn,/5 104,00 G = 
Borlin-Görlitz Is 10200 6 Magdeburger do. eo 6% 04 |110 B 
8 r au, 3480 b Meininger 5 do. 310 82 4 ame 
5 9 b Nordd. Bank ...| 8½ 3 7 
Preite 1K. b. E F. . ordd Grunder h 8 . |4 | 805% dag 
Bros 4 red. Lit, 6 us 98.60 bz Oberlausitzer Bk. 3 4 4 | 16,06 ba 
40. d. . 4% 97,10 8 Oest. Cred.-Actien 8% — [4 329 980 
da. 40. . 4½ 9660 bag Posener Pro-Bank 22 | 4 i 100 % 0 
N ” i 18 Pr. Bod.-Cr.-Act.-B, — 7 2 
8 You me 3280 beg er. Cent-Bod.-Crd.| 9 — 4 40 8 
Minden II. Lit. A. 1 | 9375 b che, Bank. l — 4 1% 50 
wee nden. dt. f. 3, 10050 3 Sebl. Rank-Verein| 5 — 67 6 
— N — la 95.10 ba Weimar, Bank .. 5 — r — b2@ 
ner 5 va 95.78 B Wiener Unionsbk,| 31/4 | — 112 4 
‚Mate-borau-Guben A 100 re ma 
Hannover-Altenbeken. Al 75 
Märkisch-Poscner . . .|5 s e Berliner Bank Ki bene ange 40% 0 
N.-M. Btaatsb. A 1 9:00 B Berl. Bankverein! fr. 27@ 
ld | 0100.6 Berl. Wachsler-B.| — . | = — 
u we 35 Centralb. f. Genos.— — r. — — 
a ER Ber i 9 0 B Deutsche Unionsb.| — | — ftr. | 21,50 @ 
0 * es. 1 31% 8625 0 wb. 8 — — 5 —— 
F 5 Moldauer s.Bk.| — — r. — — 
20. = ach 7 — 8 Ostdeutsche Bank — | — fr. — — 
1 20% 876 3 Pr. Credit-Anstalt| — — fr. — — 
„ ee eee 
N 100 chl, Vereinsbank| — | — r. 
— = DEE 40 13 2 Thüringer Bank 0 — [fr 75,50 @ 
do. von 1578 N 191935 ba EEE 
de, von 1873. 3,25 u apiere. 
do. von 1874, „141121100,6u 8 Berl.Eisenb.-Bd-A.] — | — ftr. — 
a eee 5. Eisenbahnb.-G.| 0 | — 4 | 7,40 dB 
40. en derb ges den J, Kelche. Co n % 1— ja 90 B 
do, BB EURE Märk., Sch. Masch. Gf 0 — (4 | 25.00 bz& 
. Nordd. Gummifab. 4 — 4 | 46.10 bza 
do do. H. Em. 4 — Westend. Com.-@.| — — ftr. 0,80 @ 
do, do. III. Em. 4½ — — g „0, 
Kos ao. 1 9 EN Pr. Hyp.-Vers.-Act.| 8 4 | 820.0 
uss. ahn N 
Rechte-Oder-Ufer-B, „41/3 101.40 G Schles, Feuervers. 25 fr. 890 B 
Schlesw. Eisenbahn .|41/1166,50 8 Donnersmarkhütt. 3 — 4 | 2450 bz6 
Dux-Bodenbach .. 4er. | 62,40 ba 8 Bon e ‘ es bs 
do. II. Emission, fr. 5280 bas König Pant. g 4 | 6880 bz 
3 fr. | 2009 @ igs- u. Laurah. — t 
Pres- Dur . n a Lauchhammer. |— 4 | 23,75 B 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn]ö on De Marienhütte 3 — 14 13300 B 
do. do. naue)5 „50 bz NN 95 
Fer ere 0 (ee , — f 8e 
Dan 5400 bg Schl zinkh. Aetien gi — f 18900 dan 
— Oemasiie s 63.80 6 do. St.-Er.-Act.“ 0% | — 89680 
4 4%. u 880 dad F 
do, de. UI. | 62,256 — r 0 
do, do. IV. s | 58.00 520 Kl 
Mährische Grenzbahn|5 | 53,76 bz B . RE ‚A 500 8 
Mähr,-Schl, Centralb. .|fr. 18 20 6 Bresl. E.-Wagenb.| 1 — „ 16° 18228 ba 
do. IL. . te.] — — do, ver. Oelfabr.] 5 — 4 | 60,75 
Kronpr. Rudolf-Bahn % | 66,80 ben rd, Spinnerel. 0 — 14 | 1809 b 
err.-Französische .|3 348.00 Görlitz, Eisenb.-B.| 4 — 4 6200 @ 
3 [316,30 6 0 1 > 
de. sat. Btantsbahn]3 1243-5 dag JO egen Penn . 0 — 1 | 18560 
1 1 -Schl. Eisenb. -B.“ 0 — l 2 
40. gung 280 b schl. Leinenind. 4 — 8850 
n do. Porzellan .| 1½ — 4 | 26,00 bzB 
Bere e | Mn de Term . J 6 [a 11500 5 
do, III. 5 | 96,00 B — 
do IV.. 5 | 86,06 B Bauk-Discont 4 pCt. 
d V. . 8 82,6 B Lombard-Zinsfuse ö pCt. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

(W. T. B.) Paris, 19. ebenen . Abends. [Boulevard⸗Verkehr.] 
3% amortiſirbare Rente 77,02, 3% Rente 77, 25, Anleihe von 1872 112, 16, 
Türken 12, 60, Spanier erter. —, —, do. inter. —, —, neue Egypter 
235, 00, Chemins egyptiens —, —, Türken looſe 49, 25, Banque ottomane 
486, 25, Italiener 5 Ehe Goldrente —, —, ungar. Goldrente 72%, 

nentſchieden. = 

Frankfurt a. M., 19. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. (Schluß⸗ 
Londoner Wechſel 20, 48. Perſſer Wechſel 81, 03. 2 


ener 


r 


Wechſel 173, 42. Böbmiſche Weſtbahn 143%. Sliſabetzbahn 144d. 


Galizier 192%. Franzoſen “) 213%. Lombarden ) 58. era 
99. Silberrente 55%. Papierrente 54%. Oeſterreich. Goldrente 65 
1 5 Goldrente 72%. Italiener —. Ruſſ. Bodencredit 73%. Ruſſen 
1872 83%. Neue ruſſiſchef Anleihe 84%. 1860er Looſe 110. 1864er Looſe 
264, 00. Creditactien“) 199%. Oeſt. National-Bank 687, 00. Darmſtädter 
Bank 115%. Meininger Bank 73. Heſſ. Ludwigsbahn 68%. Ungariſche 
Staatslooſe 154, 50. do. Schatzanweiſungen 103. do. Oſtbahn⸗Obliga⸗ 
tionen II. 65. Central⸗Paciſic 106%. Reichsbank 152%. Reichs⸗Anleihe 
96%. II. Orientanleihe 56%. Discont — pCt. Felt. 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 199½, Franzoſen 213½, Lom⸗ 
barden —, Oeſterr. Goldrente —, Ungar. Goldrente —, Galizier —,—, 
Orientanleihe —, 1877er Ruſſen —. 

*) per medio reſp. per ultimo. 

2 ee, 19. Februar, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 11644, Silberrente 54%, Oeſt. Goldrente 65%, Ung. Goldrente 
72%, Creditacnen 200, 1860er Looſe 110%, Franzoſen 534, Lomharden 
143, Ital. Rente 75%, Neueſte Ruſſen 85%, Vereinsbank 121%, Laura: 
ütte 65%, Commerzbank 102, Norddeutſche 136%, Anglo⸗deutſche 35, 
niern. Bank 84, Amerik. de 1885 96%, Köln⸗Minden. St.⸗A. 105%, 
Were Ciienbahn do. 107%, Bergiſch⸗Märkiſche do. 78%, Disconto 1% pCt. 
— Sehr feſt. 

Hamburg, 19. Februar, Nachmitt. [Getreidemarkt.] Weizen loco 
unverändert, auf Termine höher. Roggen loco unverändert, auf Termine feſt. 
Weizen per April⸗Mai 177% Br., 177 Gd., per di Jun 180 Br., 179 Gd. 
Roggen per April⸗Mai 118 Br., 117 Gd., per Mai⸗Juni 119% Br., 118% 
Gd. Hafer und Gerſte unverändert. Rübböl ſtill, loco 58%, per Mai 58%. 
Spiritus ſtill, per Februar 42% Br., per März⸗April 42%, Br., per 
April⸗Mai 42% Br., per Mai⸗Juni 42% Br. — Kaffee ſehr ruhig, Umſatz 
1500 Sack. Petroleum ruhig, Standard white loco 9, 50 Br., 9, 40 Gb., 
per Februar 9, 40 Go., per März⸗April 9, 50 Gd. — Wetter: Schön. 

Liverpool, 19. Februar, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsvericht.) 
eee Umſatz 7000 Ballen. Ruhig. Tagesimport 24,000 Ballen 
amerikaniſche. 

Liverpool, 19. Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schluß bericht.) 
Umſatz 7000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. 
Surats und Dhollerahs ausgenommen 0 D. billiger. Middl. amerikaniſche 
Februar⸗März⸗Lieferung 5 , April⸗Mai⸗Lieferung 5¼ D. 

Peſt, 19. Februar, Vorm. 11 Uhr. [Pro ductenmarkt.] Weizen 
loco ſchwach, Termine ſtill, per Frühjahr 8, 47 Gd., 8, 50 Br. — Hafer 
per Srühjabt 5, 27 Gd., 5, 32 Br. — Mais (Banat) per Frühjahr 4, 86 
Gd., 4, 90 Br. — Wetter: Prachtwoll. 

Paris, 19. Februar, Nachm. (Productenmarkt. 
Weizen feſt, per Februar 27, 00, per März⸗April 27, 25, per Mai⸗Juni 
27, 50, pr. Mai⸗Aug. 27, 75. Mehl behauptet, per Febr. 58, 75, per März: 
April 59, 50, per Mai⸗Juni 60, 25, per Mai⸗Auguft 60, 50. Rüböl feſt, 
per Februar 83, 00, per März April 83, 75, per dene ge 84, 50, per 
September⸗December 86, 00. Spiritus ruhig, per Februar 35, 75, per Mai⸗ 
Auguſt 56, 25. — Wetter: Schön. j 

Paris, 19. Februar, Nachmittags. Rohzucker ruhig, Nr. 10/13 pr. Fe 
bruar pi. 100 Kilgr. 51, 00, Nr. 5//8 pr. Februar ver 100 Klgr. 57, 25. 
Weißer Zucker behauptet, Nr. 3 per 100 Klgr. per Febr. 61, 25, per März⸗ 
April 61, 50, per Mai⸗Auguſt 62, 25. 

London, 19. Februar. Havannazucker Nr. 12 22. Matt. 

Antwerpen, 19. Februar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 
Markt.] (Schlußbericht.) Raffinirted, Type weiß, loco 23% bez, u. Br., 
rer März 24 Br., per April 24 Br., per September⸗December 26% Br. — 
W 19. Febr, Nachmittags- Petrol big. (Schlusbericht) 

remen, 19. Febr., Nachmittags. Petroleum ruhig. ußberi 
Standard white loco 9, 25, per März 9, 30, per April 9, 35, per Mai 9, 40, 


per Auguſt⸗December 10, 20. 

Berlin, 19. Febr. [Producten⸗Bericht.] Es iſt ziemlich viel Schnee 
gefallen in verfloſſener Nacht, während die Temperatur 5 bei Tage etwas 
über den Gefrierpunkt hält. — Roggen hat ſich im Werthe kaum verändert, 
aber es war ſtill im Terminhandel und die Haltung wenig feſt. Loco hin⸗ 
gegen iſt Begehr im Uebergewicht, der Verkauf ging ſchlank, auch ließen ſich 
mäßige Mehrforderungen bequem durchſetzen. — Roggenmehl preis haltend. 
— Weizen wurde eine Kleinigkeit höher gehalten, und wenn auch wider⸗ 
ſtrebend, haben die Käufer ſich fügen müſſen. — Hafer loco fortdauernd 
flau. Termine leblos. — Rüböl in ſehr beſchränktem Verkehr, aber feſt ge⸗ 
halten. — Petroleum ſtill. — Spiritus ſehr wenig belebt, Preiſe begünſtigten 
indeſſen die Verkäufer. 3 } 

Weizen loco 150—188 Mark pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, 
defecter weißer poln. — M. ab Bahn bez., per Februar — Mt. bez., per 
April⸗Mai 174,—175—174% Mark bez., per Mai⸗Juni 177 —178 bis 
177% M. bez., per Juni⸗Juli 180 —181—180%½ Mark bez., per Juli⸗ 
Auguſt 183—183½ —183 M. bez., per September October 185—185% bis 
185 M. bez. Gekündigt — Centner. Kündigungspreis — M. — Roggen 
loco 112 bis 128 M. pro 1000 Kilo nach Qualität 2 ruſſ. 115 bis 
119 M., trockener ruſſiſcher — M., inländiſcher 120—125 M., feiner in⸗ 
ländiſcher 126% M. ab Bahn bez., per Februar 121½ M. bez., per Fe: 
bruar⸗März 121% M. bez., per April-Daı 121—121%—121 Mark bez., 
per Mai⸗Juni 121121121 M. bez., per Juni⸗Jun 123 M. bez., per 
Juli⸗Auguſt 124 M. bez., per September⸗October 126 M. bez. Gekündigt 
— Ctr. Kündigungspreis — M. — Gerſte loco 105—183 M. nach Qua⸗ 
lität gefordert. — Mais loco 117—122 M. nach Qualität gefordert, un: 
gariſcher 118 M. ab Bahn bez. — Hafer loco 95—135 M. pro 1000 Kilo 
nach Qualität gef., oſt⸗ und weſtpreußiſcher 100 —110 M. bez., ruſſiſcher 98 
bis 108 M. bez., pommerſcher 105—113 M. bez., ſchleſiſcher 108—118 M. 
bez., böhmiſcher 108—118 Mark, feiner weißer pommerſcher und mecklen⸗ 
burgiſcher 115—119 M. ab Bahn bez., per Februar — M. bez., per April: 
Mai 114½ M. bez., per Mai⸗Jum 116% M. bez., per Juni⸗Juli 118% 
Mark bez. Gek. — Centner. Kündigungspreis — M. — Erbſen: Koch⸗ 
waare 132 bis 190 M., Futterwaare 115 bis 131 M. — Weizenmehl pro 
100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack Nr. U: 24,00 bis 23,00 M., Nr. 0 
und 1: 23,00— 22,00 M. bez. — 1 pro 100 Kilo Br. unver⸗ 
ſteuert incl. Sack Nr. 0: 19,00 — 17,50 M. bez., Nr. O und 1: 17,25 bis 
16,25 M. — Roggenmehl pro 100 Kilo Br. Nr. O und 1: incl. Sack per 
Februar 17,10 M. bez., per Februar⸗März 17,05 M. bez., per März⸗April 
— M. bez., per April⸗Mai 17,20 M. bez., per Mai⸗Juni 17,30 Mark bez., 
per Juni⸗Juli 17,40 M. bez. Gekündigt — Centner. Kündigungspreis 
— M. — Rüböl pro 100 Kilo loco mit Faß — M., ohne 55 57 M. 
bez., per Februar 57,4—57,5 M. bez., per chene mi 57257, M. 
bez., per April⸗Mai 57,5—57,6 M. bez., per Mai⸗Juni 57,7 bis 57,8 M. 
bez., per September⸗October 59,5—59,6 M. bez. Gekündigt 100 Ctr. Kun⸗ 
digungspreis 57,3 M. — Petroleum loco per 100 Kilo incl. Faß 21 M. 
bez., per 7 20,8 M. bez., per Februar⸗März 20,8 M. bez., per März⸗ 
April 20,8 M. bez., per April⸗Mai — M. bez., per 1 ctober 24 
Mark bez. Gekündigt 100 Ctr. Kündigungspreis 20,8 Mark. 

Spiritus loco ohne Faß 51, M. bez., per Februar — Mark bez., per 
Februar⸗März — bez, per April⸗Mai 52,3—52,4 Mark bez., per Mai⸗ 
Juni 52,5 M. bez., per Juni Ja 53,3 M. bez., per Juli⸗Auguſt 54,3 M. 
bez., per Auguſt⸗September 54,8 Mark bez. Gekündigt 10,000 Liter. Kün⸗ 
digungspreis 51,3 Mark. 


Breslau, 20. Febr., 94 Uhr Vorm. Der Geſchäftsverkehr am heu⸗ 
tigen Markte war im Allgemeinen von keiner Bedeutung, bei mäßigem 
Angebot Preiſe gut preishaltend. 

eizen, zu notirten Preiſen gut gefragt, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 13,20 bis 15,60 —16,80 Mark, gelber 13,00 —15,30 bis 16,20 Mark, 


Roggen, bei ſchwächerem Angebot preishaltend, pr. 100 Kilogr. 10,30 bis 
11,20 bis 11,80 Mark, feinſte Sorte über Aber 1 ET 

Gerſte m . Haltung, pr. 100 gr. 11,50 bis 13,40 Mark, 
weiße 13,30—14,20 Mark. . 
1 8 afer ZUR Aenderung, pr. 100 Kilogr. 9,40 — 10,00 — 10,60 bis 

5 ark. 

Mais gut behauptet, pr. 100 Kilogr. 9,80 —10,50 10,80 Mark. 

Erbſen vernachläſſigt, vr. 100 Kilogr. 11,60 —12,80— 14,00 — 14,80 
Mark, Victoria⸗ 14,80 —16,30—17,50 Mark. 
Bohnen ohne Frage, pr. 100 Kilogr. 15,50—16,50—18 Mark. 
Lupinen vernachläſſigt, pr. 100 Kilogr. gelbe 7,50 7,80 —8,10 Marl, 
blaue 7,30—7,60—8,00 Mark. 
Wicken mehr angeboten, pr. 100 Kilogr. 10,40 —11,00—11,60 Mark. 
Qelſaaten ſchwächer angeboten. 
Schlaglein in feſter Stimmung. 1 

Pro 100 Kilogramm netto in we und ß 


(Schlußbericht) 


feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 


Schlag⸗Leinſaat 5 = 
5 sr... 24 75 23 17 — 22 — 
Winterrübſen 24 25 22 50 21 50 
Sommerrübſen 24 50 23 — 21 50 
Leindotter +... . 19 50 18 50 17 50 


D TE ee ; r 
75 TAT r N 


Tbymotdee preishaltend, pr. 80 Kilogr. 15,50—18,50—20 Marl. 
AAN 1 ee 1 10 ge Weizen Jain 21002800 
Mark, Roggen fein 18,50—19,00 Mark, Hausbacken 17,50 —18,50 Mart, 


Roggen⸗Futtermehl 8—9 Mark, Weizenkleie 7,00 7,50 Mark. 


725 2,40—2,80 Mark pr. 50 Sun E 
oggenſtrob 16,50—19,00 Mark vr. Schock à 600 Kilogr. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Berlin, 20. Febr. Die „Nordd. Allg. Zig.“ erfährt über die 
Sitzung des Bundesraths vom 8. d., worin der Geſetzentwurf, be⸗ 
treffend die Strafgewalt des Reichstages, zur Annahme gelangte. Der 
Reichskanzler erklärte, er halte Namens der preußiſchen Regierung 
dem vom Ausſchuſſe vorgelegten Geſetzentwurfe gegenüber an der ur⸗ 
ſprünglichen Vorlage feſt und beantrage deshalb bei den einzelnen 
Paragraphen die Wiederherſtellung der urſprünglichen Faſſung. 

Würtemberg ſtellte den Präjudizantrag, die Berathung der Be⸗ 
ſchlußfaſſung des Bundesrathes über den Geſetzentwurf 4 Wochen zu 
vertagen. Nachdem dieſer Antrag abgelehnt, wurde zur Berathung 
der einzelnen Paragraphen nach der Faſſung des Ausſchuſſes über⸗ 
gegangen. Der ganze Geſetzentwurf wurde mit 49 gegen 9 Stim⸗ 
men (nämlich Baiern, Oldenburg, Reuß älterer Linie, Bremen) an⸗ 
genommen. 

Der baieriſche Bevollmächtigte erklärte zur Motivirung ſeiner Ab⸗ 
ſtimmung: Die baieriſche Regierung ſei mit dem auf Verſtärkung der 
Disciplinargewalt im Reichstage gerichteten Grundgedanken der Vor⸗ 
lage einverſtanden; wenn ſie gleichwohl im Intereſſe der Wahrung der thun⸗ 
lichſten Stabilität der Verfaſſungsgrundſätze ſich ablehnend verhalte, gehe 
ſie von dem feſten Vertrauen aus, der Reichstag werde ſelbſt in An⸗ 
wendung der durch die Verfaſſung gebotenen Mittel Abhilfe in der 
bezeichneten Richtung, ſoweit erforderlich, eintreten laſſen. Der badiſche 
Bevollmächtigte erklärte, ſeine Regierung wünſchte, daß dem Reichstag 
die Initiative überlaſſen werde, ſtimme aber doch dem Geſetzentwurfe 
zu, in der Meinung, daß durch deſſen Mittheilung dem Reichstage 
a und Anhalt für die weitere Erledigung der Aufgabe dargeboten 
werde. 

Wien, 19. Febr. Die Abreiſe des Profeſſors Sueß nach Teplitz 
zur Unterſuchung des Thermen⸗Unglücks erfolgte auf ſpeciellen Wunſch 
des Kaiſers. 

Wien, 19. Febr. Zur Hebung der in Wieliczka in der Gruben⸗ 
Strecke Kloski eingebrochenen Waſſermenge ſind ſofort die bereitſtehen⸗ 
den Maſchinen in Betrieb geſetzt worden. Gegenwärtig iſt der Zu⸗ 
fluß des Waſſers ſchon geringer. Der Betrieb des Bergwerks nimmt 
ungeitört feinen Fortgang. 

London, 19. Febr. Die die Vorgänge in Gentralafien betreffende 
diplomatiſche Correſpondenz iſt dem Parlamente heute zugegangen. 
Dieſelbe enthält ein Telegramm des Grafen Schuwaloff an den 
Marquis von Salisbury vom 19. December v. J., in welchem mit⸗ 
getheilt wird, daß der Kaiſer von Rußland alle bezüglich Central⸗ 
afiend zwiſchen Rußland und England getroffenen Vereinbarungen 
beobachten und die nach Kabul abgeſandte Miſſton ſofort zurückberufen 
werde. Der Marquis von Salisbury antwortete darauf an demſelben 
Tage, daß die Anweſenheit der ruſſiſchen Miſſion in Kabul das 
einzige Hinderniß ſei, welches der Wiederherſtellung des voll⸗ 
kommenen Einverſtändniſſes zwiſchen beiden Mächten bezüglich 
Centralaſiens entgegenſtehe, und daß die engliſche Regierung, ſobald 
die ruſſiſche Miſſion von Kabul zurückgezogen fein werde, annehmen 
werde, daß ſämmtliche von beiden Theilen in Bezug auf Afghaniſtan 
und Centralaſien eingegangenen Verpflichtungen ihren bindenden Cha⸗ 
rakter wieder erlangt hätten. Zugleich telegraphirte der Marquis von 
Salisbury ebenfalls an demſelben Tage an Lord Loftus, Graf Schu⸗ 
waloff habe ihn davon in Kenntniß geſetzt, daß an die ruſſiſche Mif- 
ſion in Kabul die Inſtruction ergangen ſei, Kabul zu verlaſſen. 

Kopenhagen, 19. Februar. Eine Bekanntmachung des Juſtiz⸗ 
miniſters vom heutigen Tage verbietet die Einfuhr aus Rußland 
kommender Gegenſtände, im Weſentlichen übereinſtimmend mit dem 
betreffenden Einfuhrverbote der deutſchen Regierung. 

Kopenhagen, 19. Febr. In Bezug auf die Schifffahrtsverhält⸗ 
niſſe im Sunde hat ſich nichts verändert, von hier iſt noch kein offenes 
Meer zu ſehen. Der Verkehr mit Schweden findet nur über Helfingör- 
Helſingborg ſtatt, die Dampfſchifffahrt zwiſchen Korſor⸗Nyborg und 
Korſör⸗Kiel iſt jedoch noch im Gange. In Jütland und auf Fünen 
iſt mit der Räumung der Eiſenbahnen von Schnee begonnen worden, 
ſüdlich von Vandrup iſt noch kein Zugang geſchafft. 


(Aus Hirſch' telegraphiſchem Bureau.) 

Konſtantinopel, 18. Febr. Die Rückbeförderung der ruſſiſchen 
Truppen geht ſchnell von Statten. Der ruſſiſche Commandant von 
Yeni⸗Zaghra hat bei der rumeliſchen Eiſenbahn⸗Compagnie eine größere 
Anzahl Waggons zur Beförderung der Truppen beordert. — General 
Totleben hat angeordnet, daß die Feſtungswerke von Widdin ſo bald 
wie möglich geſchleift werden. Außer den bisher thätigen Arbeitern 
ſind jetzt auch drei Regimenter bei den Arbeiten beſchäftigt. 


Telegraphiſche Privat⸗Depeſche der Breslauer Zeitung. 

Poſen, 20. Febr. Aus Thorn wird von geſtern Abends tele⸗ 
graphiſch gemeldet, daß die Gefahr noch groß iſt. Die Fiſchereivor⸗ 
ſtadt ſteht vollſtändig unter Waſſer, viele Häuſer ſind in Gefahr. 
Der Rangirhof der Oberſchleſiſchen Bahn iſt faſt gänzlich zerſtört. 
Die Telegraphenleitung iſt geſtört. Bedeutende Holzvorräthe ſind fort⸗ 
geſchwommen, Verluſt an Menſchenleben iſt nicht zu beklagen. Waſſer⸗ 


ſtand 24 Fuß. ; 

Am 18. d. M., Nachmittags 2 Uhr, 
ſtarb nach längeren Waden plö 155 Stadt-Theater. 
unſer lieber Sohn, Vater und Bru⸗ | Donnerstag, den 20. Februar. Elfte 
der, der Scholtiſeibeſitzer [675] | Vorſtellung im Februar⸗Abonne⸗ 


Gottlieb Ehrenfried Eomante Srin Pölten. obs 
Gierth —. 


ſch 
N von C. Weber. 
in dem Alter von 45 Jahren. 8 

Dies zeigen tiefbetrübt allen Freun⸗ Lobe - Theater * 
den und Bekannten, um ſtille Theil: | Donnerstag, den 20. Februar. Mit 
nahme bittend, an vollſtändig neuen, Decorationen. Z. 

ie trauernden Hinterbliebenen. M.: „Üarda.“ Großes Ausſtat⸗ 

Bankau, Kr. Brig ö tungs⸗Schauſpiel in 8 Bildern. Nach 

ben 19. 5 Fah 79. 218 * ape oe 1595 

eerdigung: Freitag, den 21. Fe⸗ ers, bearbeitet von Car g. 
5 9 Freitag. J. 7. M.: „larda.“ 

Wir ſind mit einem Transport von 42 
guten galiziſchen Wagen“, Neit- u. Arbeits» 
Pferden angelangt und ſtehen dieſe im Gaſt⸗ 
baufe des Herrn Mareus Händler, am Bahn⸗ 
hof, bis zum 26. d. „zur Anſicht und 
zum Verkauf. 165 
Gleiwitz, den 4 Februar 1879. 


—— Singer & Hecht. 
i i derſelben billigſt bei 
Pferdeſcheeren, L. Mader Samenigerit. 54. 8 
Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Drud ven Grab, Barid u. Comp- (B. Friedrich in Breslau. 


bruar, Nachmittags 1 Uhr. 


